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Liebe Leserinnen und Leser,
in  dieser  Ausgabe  stellen  wir  den 

immer  aggressiver  vorgetragenen 
Führungsanspruch  Deutschlands  in-
nerhalb von EU und NATO in den Vor-
dergrund.  Die  Frage  stellt  sich:  Kann 
eine  Nation,  die  sich  erkennbar  im 
wirtschaftlichen Niedergang befindet – 
eskaliert  durch  die  irrsinnige  Sankti-
onspolitik  gegenüber  Russland  –  zu-
gleich in einem außenpolitischen Auf-
schwung befinden? Was zunächst ab-
surd klingt, bleibt auch bei näherer Be-
trachtung sehr widersprüchlich. Einige 
grundsätzliche  Bemerkungen  sollen 
das vorab verdeutlichen. 

Sehr  häufig ist  immer  noch davon 
die Rede, dass Deutschland ein Vasal-
lenstaat der USA ist. Das Totschweigen 
der  US-Urheberschaft  bei  der  Spren-
gung  der  Nordstream-Pipelines  und 
die neu entstandene Abhängigkeit von 
US-Flüssiggas scheinen das zu bestäti-
gen. 

Aktuelle  politische  Entwicklungen 
weisen aber auch in eine andere Rich-
tung. Diese werden dadurch bestimmt, 
dass die Unterstützung der Ukraine im 
faktisch  aussichtslos  gewordenen 
Krieg gegen Russland in den USA fak-
tisch zusammengebrochen ist, was an-
gesichts einer zu befürchtenden neuen 
Präsidentschaft von Donald Trump im 
nächsten  Jahr  dann  definitiv  der  Fall 
sein dürfte. 

Damit  rutscht  Deutschland  in  die 
Stellvertreterrolle  für  eine  US-Politik, 
die ihren eigenen globalen Führungs-
anspruch nur noch punktuell wahrneh-
men kann. Diese paradoxe Politik der 
Abhängigkeit und Unabhängigkeit von 
den USA wird uns in der nächsten Zeit 
beschäftigen. Dazu gehören Debatten 
wie  die  eines  eigenen  atomaren 
Schutzschirms der EU, einer massiven 
Aufrüstung  auf  EU-Ebene  und  eine 
noch engere Verzahnung der Instituti-
onen  EU  und  NATO,  die  ja  beide  in 
Brüssel ihren Hauptsitz haben. 

Doch  das  eigentliche  Paradoxon 
dürfte darin bestehen, dass sich nicht 
nur  der  wirtschaftliche  Niedergang 
Deutschlands  beschleunigt,  sondern 
auch die politische Relevanz der deut-
schen Außenpolitik außerhalb von EU 
und NATO. 

Dazu  trägt  aktuell  vor  allem  die 
Doppelmoral  im  Gazakrieg  bei.  Wäh-
rend hierzulande über Antisemitismus 
als ein innenpolitisches Hauptproblem 
schwadroniert  wird,  erfolgt  weltweit 
eine  Verurteilung  Israels  bzw.  deren 
rechtsextremen  Regierung  aufgrund 
des eindeutigen Genozids an den Pa-
lästinensern. 

Die deutsche Politik positioniert sich 
damit  als  „Achse  des  Völkermordes“, 
zusammen mit Israel und den USA, so 
das Fazit von Joachim Guilliard in sei-
nem Beitrag. Dazu trägt auch die Ver-
vielfachung der  Waffenexporte  an Is-
rael bei, die Willy Sabautzki auflistet.

Beim  Ukrainekrieg  ist  die  Rolle 
Deutschlands  auch  zunehmend  rele-
vant – im negativen Sinne. Ex-Militärs 
wie Hajo Kujat gehören zu den weni-
gen  qualifizierten  Stimmen  für  eine 
Verhandlungslösung.  Im  Beitrag  von 
Tilo  Gräser  werden  seine  Überlegun-
gen, die er bei einer kürzlichen Veran-
staltung  ausgeführt  hat,  zusammen-
fassend dargestellt. 

Mit  den  Ausführungen  von  Jochen 
Scholz  haben wir  einen weiteren Bei-
trag eines Ex-Militärs in dieser Ausga-
be. Er beleuchtet die bereits in der His-
torie  fest  verankerte  transatlantische 
Ausrichtung  des  europäischen  Eini-
gungsprozesses  hin  zur  heutigen EU. 
Daraus ergibt sich auch, dass die Un-
terordnung  der  EU  unter  die  NATO 
keine Verschwörungstheorie,  sondern 
in offiziellen Dokumenten fixiert ist.

Mit  diesen Beiträgen liefern wir si-
cherlich  keine  eindeutigen Antworten 
auf  diese  komplexe  Gemengelage, 
aber hoffentlich viele Anstöße für not-
wendige  Aktionsorientierungen.  Noch 
gibt  es  Stimmen der  Vernunft  in  der 
deutschen Politik, auch wenn die Posi-
tionen von Bundeskanzler Olaf Scholz 
eher  wahltaktisch  motiviert  sein  mö-
gen. 

Den  insbesondere  in  jüngster  Zeit 
erkennbaren  Willen  Willen  zum Welt-
krieg gilt es aufzuhalten, insbesondere 
bei  den anstehenden Ostermärschen. 
Auch  der  Protest  gegen  Kriegsübun-
gen  mit  regionalen  Aufmarschgebie-
ten  für  Bundeswehr  und  NATO  mit 
Deutschland  als  logistischer  Dreh-
scheibe muss dabei relevant werden.

Karl-Heinz Peil
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Analyse

„Achse des Völkermordes“ ‒ USA, Deutschland und Israel
von Joachim Guilliard

Der  Eilentscheid  des  Internationalen 
Gerichtshofs  (IGH)  vom  26.01.2024  in 
der  Völkermordanklage  Südafrikas  ge-
gen Israel wird überwiegend als schwe-
rer Schlag von erheblicher internationa-
ler  Bedeutung  gegen  Israel  wie  auch 
seine  Förderer  gewertet.  Viele  waren 
enttäuscht, dass der IGH keinen Waffen-
sillstand angeordnet hat und reden zu 
Recht,  wie  die  UN-Sonderberichterstat-
terin  Francesca  Albanese,  von  Dop-
pelmoral.[1] In seinem Eilentscheid über 
den  russischen  Einmarsch  in  der  Uk-
raine hat er den sofortigen Rückzug an-
geordnet. 

Wie ist das IGH-Urteil zu 
bewerten?

Dennoch ist  das Urteil  ein Erfolg für 
Südafrika  und  die  Palästinenser,  ein 
Schlag  von  erheblicher  internationaler 
Bedeutung gegen Israel und auch seine 
westlichen Förderer. So würde die Befol-
gung der IGH-Anordnungen auch so auf 
eine  weitgehende  Einstellung  der 
Kampfhandlungen  hinauslaufen.  Sie 
verpflichten  Israel  alle  völkermörderi-
schen Handlungen zu unterlassen bzw. 
zu  verhindern  und  in  ausreichendem 
Umfang humanitäre Hilfe für den Gaza-
streifen zu ermöglichen. Bildlich gespro-
chen, hat der IGH zwar nicht das „Betre-
ten des Rasens“ verboten, aber das Zer-
treten seiner Grashalme.

Politisch bedeutsam ist vor allem die 
Feststellung des Gerichtshofs, dass Süd-
afrikas  Völkermordvorwurf  begründet 
und plausibel ist,  d.h. er sowohl genü-
gend Belege dafür sieht, dass die israeli-
sche Führung die Absicht hat, einen Völ-
kermord  zu  begehen  als  auch  dafür, 
dass Israel dabei ist sie umzusetzen. Da-
mit stellt  er auch die Bundesregierung 
bloß, die Südafrikas Anklage als absurd 
und bar jeder Grundlage abkanzelte.

Waffenlieferungen oder 
Waffenstillstand?

Es  war  klar,  dass  eine  Entscheidung 
des IGHs allein die israelischen Angriffe 
nicht stoppen kann, selbst, wenn er ei-
nen Waffenstillstand angeordnet hätte. 
Israel hat seit seiner Gründung alle völ-

kerrechtlich verbindlichen Beschlüsse 
der UNO und seiner  Organe straflos 
ignoriert kann darauf bauen, dass es 
von den USA, Deutschland und ande-
ren  Verbündeten  weiter  volle  Unter-
stützung  erhält  und  vor  Sanktionen 
bewahrt  wird.  Dass  der  IGH Südafri-
kas Vorwürfe für plausibel erklärt, ist 
dennoch  ein  besonders  schwerer 
Schlag  für  Israels  Bemühungen  um 
sein Ansehen in der Welt. Schließlich 
spielt der Verweis auf den Völkermord 
an europäischen Juden, bei der Recht-
fertigung seiner  Politik  eine  zentrale 
Rolle.

Die Feststellung der Plausibilität ei-
nes Völkermords betrifft zudem auch 
alle  Unterstützer  Israels.  Die  Völker-
mordkonvention verpflichtet alle Staa-
ten,  alles  in  ihrer  Macht  zu  tun,  um 
auch  nur  die  bloße  Möglichkeit  von 
unter  die  Konvention  fallenden  Ver-
breichen  auszuschließen.  Mit  dieser 
Verpflichtung zu deren Verhütung be-
gründeten auch die jemenitischen An-
sarollah  ihre  „Sanktionen“  gegen  Is-
rael,  d.h.  das  Aufhalten von Schiffen 
von  oder  zu  israelischen  Häfen.  Die 
von Berlin  geplante  Lieferung weite-
rer 10.000 Schuss 120-Millimeter-Prä-
zisionsmunition für Panzer wäre hin-
gegen eindeutig Beihilfe.

Die Kampagne gegen UNRWA
Das Bemühen Tel Avivs den Völker-

mordvorwurf mit Verweis auf Hamas-
Gräuel als unhaltbar und politisch mo-
tiviert abzutun, war international aus-
sichtlos. Die israelische Führung hatte 
jedoch  einen  Gegenangriff  aus  dem 
Hinterhalt  vorbereitet.  Wenige  Stun-
den nach dem IGH-Urteil  startete sie 
eine  Kampagne  gegen  das  UN-Hilfs-
werks für palästinensische Flüchtlinge 
UNRWA indem sie Vorwürfe lancieren 
ließ,  zwölf  seiner  Mitarbeiter  hätten 
sich am 7.10. an Gräueltaten der Ha-
mas beteiligt. Dies hätten, so der isra-
elische Inlandsgeheimdienst Shin Bet, 
Aussagen  gefangener  palästinensi-
scher  Kämpfer  ergeben.  Wie  jüngste 
Berichte  von  Amnesty  International 
über  weitverbreitete  Folter  in  israeli-
schen Gefängnissen nahelegen, könn-

ten passende Äußerungen durch Fol-
ter erpresst worden sein.[2]

Drei  der  Beschuldigten  sind  unter 
den mehr als 150 UNRWA Helfern, die 
die israelische Armee bereits getötet 
hat. Um den Schaden für die Organi-
sation zu begrenzen, entließ das Hilfs-
werk vorsorglich die neun noch leben-
den  und  kündigte  an,  alle  Vorwürfe 
gründlich  zu  untersuchen.  Dennoch 
setzten  15  westliche  Staaten  sofort 
ihre  Zahlungen  an  das  UN-Hilfswerk 
aus. Das UNRWA beschäftigt in Gaza 
13.000  Mitarbeiter.  Selbst  wenn  die 
Vorwürfe  gegen  alle  zwölf  Beschul-
digte  zutreffen  würden,  wäre  dies 
kein glaubhafter Grund für einen sol-
cher Schritt. „Ich habe noch nie eine so  
willkürliche  und  rücksichtslose  Strei-
chung  einer  großen  Lebensader  auf-
grund  einer  bloßen  Behauptung  einer  
Konfliktpartei  gesehen“,  stellte  bei-
spielsweise  auch  Jan  Egeland,  Gene-
ralsekretär  des norwegischen Flücht-
lingsrats, fest. [3]

Tatsächlich  geht  es  Israel  darum, 
dem IGH-Urteil die Spitze zu nehmen, 
indem UNRWA und indirekt auch die 
UNO als  parteiisch und unglaubwür-
dig dargestellt werden. Führende UN-
RWA-Mitarbeiter dienten, wie auch die 
anderer UN-Organisationen, als wich-
tige Zeugen für die Angriffe auf zivile 
Ziele und die katastrophale Lage der 
Bevölkerung.

Israel strebt zudem schon seit lan-
gem die Auflösung des UNRWA an, da 
es eines der größten Hindernisse bei 
der ethnischen Säuberung der besetz-
ten Gebiete und der Auslöschung der 
Palästinenser  als  Volk  ist.  Das  Hilfs-
werk, das in allen Flüchtlingslagern in 
der Region aktiv ist, ist die Organisa-
tion,  die  sie  über ideologische Gren-
zen hinweg vereint, wo immer sie le-
ben. Mit ihm behalten die von ihrem 
Land Vertriebenen und ihre Nachfah-
ren ihren Flüchtlingsstatus und damit 
auch ihr Recht auf Rückkehr aufrecht.
[4]

„Aus Sicht der israelischen Regierung 
sei  schon die  Existenz von UNRWA ein  
Skandal, weil die Organisation dazu bei-
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trage, die palästinensische Identität auch  
im Exil zu stabilisieren,“ betont auch der 
Deutschlandfunk.  Durch  seine  Auflö-
sung  könne  das  Schicksal  der  Palästi-
nenser  endlich  aus  dem  historischen 
Kontext  der  israelischen  Staatsgrün-
dung gelöst werden ‒ der damit einher-
gehenden Vertreibung von mehr als der 
Hälfte der ursprünglichen Bevölkerung. 
Im  Hilfswerk  lebe  das  „uneingelöste 
Versprechen der UNO an die Palästinen-
ser  nach  Selbstbestimmung  in  einem 
eigenen Staat“ fort.[5]

Man  könne  „den  Krieg  nicht  gewin-
nen,  ohne  das  UNRWA  zu  zerstören“ 
tönte es kürzlich auch in der Knesset.[6]

Nach  weiteren  israelischen  Geheim-
dienst-  und  Regierungspräsentationen 
heißt es mittlerweile auch in deutschen 
Medien, das gesamte Hilfswerk sei „von 
Hamas  infiltriert“.  UN-Generalsekretär, 
UN-Experten und Regierungen des Sü-
dens weisen die Vorwürfe als substanz-
los zurück. Selbstverständlich unterhiel-
ten Mitarbeiter Kontakte zur Hamas. Da 
diese  das  Gebiet  regiere,  wäre  anders 
die  Versorgung  der  Bevölkerung  gar 
nicht möglich.

Das  Hilfswerk  ist  für  das  Überleben 
der  geschundenen  Palästinenser  im 
Gazastreifen  zentral.  Statt  die  Anord-
nung des IGH zu unterstützen, für ihre 
ausreichende  Versorgung  zu  sorgen, 
verschärfen  die  USA und Deutschland, 
Großbritannien, Kanada, Australien, Ita-
lien,  die  Niederlande,  Finnland,  Schott-
land,  Japan und Österreich durch Kap-
pung von über sechzig Prozent der Zah-
lungen die israelische Blockade.

Dem  Juraprofessor  Francis  Boyle  zu-
folge, der für Bosnien die erste erfolg-
reiche  Völkermordklage  vor  dem  IGH 
vertrat,  beteiligen  sie  sich  damit  aktiv 
am  Völkermord.  Sie  verstoßen  damit 
ebenfalls klar gegen Art II (c) der Völker-
mordkonvention,  die  untersagt,  einer 
Bevölkerungsgruppe  „vorsätzlich  Le-
bensbedingungen  aufzuerlegen,  die  dar-
auf abzielen, ihre physische Zerstörung im  
Ganzen  oder  in  Teilen  herbeizuführen“. 
Diese Länder bilden nun, wie es in Kom-
mentaren heißt, eine „Achse des Völker-
mords“.[7]

Die Kampagne fußt, wie die Rechtfer-
tigung  des  israelischen  Vernichtungs-
feldzugs,  auf  der  Dämonisierung  der 
Hamas als  reine,  von der  Bevölkerung 

abgrenzbare  Terrortruppe,  die  keine 
auf  palästinensischen  Interessen  be-
zogene  Ziele  verfolgt,  sondern  allein 
aus ihrem bösartigen Charakter  her-
aus agiert und die Auslöschung Isra-
els wenn nicht der Juden anstrebt. Der 
7.  Oktober  dient  dafür  als  Bestäti-
gung.

Hamas: Differenzierte 
Bewertung notwendig

Doch was genau an diesem Tag ge-
schah, ist längst nicht geklärt.  Sicher 
ist,  dass  die  gemeinsame  Offensive 
der  Hamas und anderer  Gruppen in 
erster  Linie  militärische  Ziele  hatte, 
nicht die wahllose Ermordung von Zi-
vilisten. Dies wird durch Aussagen is-
raelischer Zeugen in israelischen Me-
dien bestätigt, wie auch die Tatsache, 
dass  ein  erheblicher  Teil  der  Opfer 
von den israelischen „Sicherheitskräf-
ten“  bei  Gegenangriffen  getötet 
wurde,  zusammen  mit  palästinensi-
schen  Kämpfern.[8] Auch  ein  Dossier 
der ZEIT, bestätigt letztlich den über-
wiegend  militärischen  Fokus  der  Of-
fensive,[9]   wie ihn die Hamas in ihrer 
ausführlichen Erklärung dazu betont, 
obwohl  es  sich  nur  auf  israelische 
Quellen  stützt,  palästinensische 
Gräuel betont und die Gegenangriffe 
der Armee auslässt.[10]

Das  schließt  natürlich  keineswegs 
Gräueltaten  mit  hunderten  Todesop-
fer  von  palästinensischer  Seite  aus. 
Doch auch wenn Aktionen der Hamas-
teilweise als terroristisch zu bewerten 
sind,  ist  sie  grundsätzlich  als  Befrei-
ungsbewegung  anzuerkennen.  Gaza 
gilt völkerrechtlich als „illegal besetz-
tes Gebiet“ und die Hamas ist eine be-
deutende  politische  Vertreterin  des-
sen Bevölkerung. Die UN-Generalver-
sammlung  hat  mit  der  Resolution 
45/130 (1990) den Palästinensern aus-
drücklich  das  Recht  auf  Widerstand 
gegen  die  Besatzung  zugestanden, 
auch mit Waffengewalt, sofern sie sich 
gegen legitime Ziele richtet.[11]

Die Grausamkeit und Gewalt der ak-
tuellen  Angriffe  unterscheiden  sich 
nicht von der Gewalt aller antikolonia-
ler  Befreiungskämpfe.  Frantz  Fanon 
hat in seinem Buch „Die Verdammten 
dieser Erde“ ja eindrucksvoll beschrie-
ben, wie die Gewalt der Unterdrücker 
auf  grausame  Weise  zurückschlagen 

kann. Es ist die typische Gewalt asym-
metrischer  Kriege,  die  ein  Komman-
dant  der  FLN  in  Algerien  mit  seiner 
Antwort  auf  die  Frage,  ob  es  mora-
lisch  vertretbar  sei,  Sprengsätze  in 
Einkaufskörben von Frauen zu verste-
cken, um eine größere Zahl von Men-
schen  zu  töten,  gut  auf  den  Punkt 
brachte. Er fragte zurück, ob Bomben 
auf wehrlose Dörfer,  die tausendmal 
mehr unschuldige Opfer  töten,  nicht 
viel verwerflicher wären, und bot an: 
„Gebt uns eure Bomber und ihr  könnt  
unsere Körbe haben.“[12]

Die  Hamas  hat  2017  ihre  Charta 
grundlegend  geändert  und  erkennt 
nun die Existenz Israel in den Grenzen 
von  1967,  wie  auch  die  Abkommen 
der  PLO mit  Israel  an.  Für  die  Men-
schen im Gaza-Streifen ist sie auch die 
wichtigste  Kraft,  die  zusammen  mit 
den Hilfsorganisationen seit 2005 ihr 
Überleben organisiert.

Gemäß einer  Umfrage im Westjor-
danland  und  im  Gazastreifen,  die 
Ende  November  mit  Unterstützung 
der  Konrad-Adenauer-Stiftung durch-
geführt  wurde,  steht  eine  große 
Mehrheit dort hinter der Hamas und 
auch hinter der Offensive vom 7. Ok-
tober.  Nur 10 Prozent glauben,  dass 
die Hamas-Brigaden dabei Kriegsver-
brechen begangen haben.[13]

„Die  Hamas  existiert.  Sie  kann  nicht  
einfach  ausgelöscht  werden“,  betont 
der palästinensische Arzt und Politiker 
Mustafa Barghouti, der als möglicher 
Nachfolger  von  Mahmud  Abbas  als 
Präsident der Palästinensischen Auto-
nomiebehörde  gilt,  gegenüber  der 
taz.  Sie  sei  „eine  komplexe  Bewe-
gung“ und „Teil unserer Gesellschaft“.
[14] Auch die beiden marxistischen Or-
ganisationen Volksfront zur Befreiung 
Palästinas  (PFLP)  und Demokratische 
Front zur Befreiung Palästinas (DFLP) 
arbeiten  mit  Hamas  zusammen  und 
beteiligten sich an der Offensive. Auf 
Kritik  an  dieser  Zusammenarbeit  er-
klärte Fouad Baker, ein Sprecher der 
DFLP, gegenüber junge Welt: „Im Zen-
trum steht ein gemeinsames Ziel, unge-
achtet  der  ideologischen  Unterschiede:  
die Beendigung der Besatzung.“[15]

Wer die Gewalt beenden will, muss 
die  Ursache,  Besatzung,  Unterdrü-
ckung und Vertreibung beenden.
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Der Westen, der Süden und das Recht 
Redaktion German Foreign Policy

Die  IGH-Anordnung gegen Israel  wi-
derlegt die Behauptung Berlins, Südafri-
kas  Klage  entbehre  „jeder  Grundlage“, 
und  bringt  erstmals  den  Globalen  Sü-
den vor der Weltjustiz in die Offensive.

Die  Bundesregierung  muss  mit  der 
einstweiligen Anordnung des Internatio-
nalen Gerichtshofs (IGH) in Den Haag im 
Genozidverfahren  gegen  Israel  einen 
herben Schlag hinnehmen. Mitte Januar 
hatte sie offen behauptet, der gegen Tel 
Aviv  erhobene  „Vorwurf  des  Völker-
mords“ „entbehrt jeder Grundlage“. 

Der  IGH hat  jetzt  Israel  zu  Maßnah-
men verpflichtet,  die  deutlich  machen, 
dass er konkrete Anhaltspunkte für ge-
nozidale Absichten und Handlungen er-
kennt.  Käme  er  im  Hauptverfahren  zu 
dem Schluss, Israel habe sich tatsächlich 
genozidaler  Aktivitäten  schuldig  ge-
macht, dann sähe sich Berlin dem Vor-
wurf ausgesetzt, es habe – etwa mit sei-
nen  Waffenlieferungen  –  Beihilfe  dazu 
geleistet. 

Die Bundesregierung hatte zudem er-
klärt,  sie  „intendier[e],  in  der  Hauptver-
handlung als Drittpartei zu intervenieren“. 
Erfüllt  Israel  die  vom  IGH  geforderten 
Maßnahmen nicht,  dann geriete Berlin 
in  eine  Lage,  in  der  es  als  Verteidiger 
womöglich genozidaler  Aktivitäten auf-
träte. 

Davon abgesehen geht die Bundesre-
gierung  nicht  nur  mit  der  politischen 
Unterstützung für die israelische Krieg-
führung,  sondern  auch  mit  der  Liefe-
rung von Waffen und Munition ein er-
hebliches Risiko ein. 

Käme  der  IGH  in  seiner  Hauptver-
handlung zu dem Ergebnis, es seien ei-
ner oder gar mehrere Tatbestände für 
einen  Genozid  erfüllt,  dann  hätte  die 
Bundesregierung  Beihilfe  zum  Völker-
mord geleistet.  Der politische Schaden 
für Berlin, das sich stets als Vorreiter in 
Sachen  Völkerrecht  inszeniert,  wäre 
enorm.

Der „Afrika-Gerichtshof“
Dabei  bringt  das  IGH-Verfahren  be-

reits  per  se  weitreichende Konsequen-
zen für Berlin mit sich. Lange Zeit konn-
ten sich die Bundesrepublik und die an-

deren westlichen Staaten darauf ver-
lassen,  dass  die  internationale  Justiz 
für  ihre  politischen  Zwecke  nutzbar 
war.  Ein  Beispiel  bot  der  Internatio-
nale  Strafgerichtshof  (IStGH)  in  Den 
Haag,  der  seit  Beginn  seiner  Arbeit 
zum 1. Juli 2002 über viele Jahre hin le-
diglich  Verfahren  gegen  Bürger  afri-
kanischer Staaten eröffnete, die dem 
Westen  politisch  nicht  zu  Willen  wa-
ren.  Auf  dem  Kontinent  wurde  der 
IStGH deshalb als „Afrika-Gerichtshof“ 
verspottet.

Folgenlose Verbrechen
Das  Vorgehen  des  IStGH  gegen 

dem Westen missliebige Staaten kon-
trastiert  scharf  damit,  dass  der  Ge-
richtshof  gegen  Bürger  westlicher 
Staaten untätig bleibt. Einen Versuch, 
dies zu durchbrechen, unternahm die 
damalige IStGH-Chefanklägerin Fatou 
Bensouda  Ende  2017,  als  sie  bean-
tragte, Ermittlungen wegen Kriegsver-
brechen in Afghanistan aufnehmen zu 
dürfen,  darunter  solche,  die  von US-
Militärs  und  der  CIA  begangen wur-
den.

Der Versuch scheiterte: Washington 
kündigte  an,  es  werde  Ermittlungen 
des  Gerichtshofs  nicht  zulassen;  am 
11. Juni 2020 gab US-Präsident Donald 
Trump  Sanktionen  gegen  Bensouda 
und  einen  weiteren  Funktionär  des 
IStGH bekannt. 

Auch  mit  anderen  internationalen 
Gerichtshöfen gibt es ähnliche Erfah-
rungen.  Ein  Beispiel  bietet  der  Streit 
um  die  Chagos-Inseln  im  Indischen 
Ozean,  die  Großbritannien bis  heute 
unter Kontrolle hält, um den Vereinig-
ten Staaten den Unterhalt  ihres Mili-
tärstützpunktes  Diego  Garcia  zu  er-
möglichen. Der IGH forderte Großbri-
tannien am 25. Februar 2019 in einem 
Gutachten  dazu  auf,  die  Inseln  „so 
rasch wie möglich“ an ihren rechtmä-
ßigen Besitzer Mauritius zurückzuge-
ben.

Die Wende
Das  aktuelle  IGH-Verfahren  sowie 

weitere Verfahren vor dem IStGH ge-

gen  Israel  wegen  mutmaßlicher 
Kriegsverbrechen  im  Gazastreifen 
scheinen  strukturell  eine  Wende  zu 
bringen. Die Verfahren werden sämt-
lich von Staaten des Globalen Südens 
angestrengt,  die  bislang  stets  damit 
rechnen mussten, vom Westen vor in-
ternationale  Gerichtshöfe  gezerrt  zu 
werden.  Gleichzeitig  richten  sie  sich 
implizit  auch gegen Israels westliche 
Unterstützer. 

Das  IGH-Genozidverfahren  selbst 
wurde von Südafrika angestrengt; es 
wird von anderen Ländern des Globa-
len Südens, darunter Brasilien, Nami-
bia und Malaysia, zudem von der Or-
ganization  of  Islamic  Cooperation 
(OIC) und der Arabischen Liga unter-
stützt. Verfahren gegen Israel wegen 
mutmaßlicher  Kriegsverbrechen  vor 
dem  IStGH  wurden  inzwischen  von 
Mexiko und von Chile initiiert. 

Zum ersten Mal erheben sich damit 
bedeutende  Teile  des  Globalen  Sü-
dens geschlossen und im großen Stil 
vor  internationalen  Gerichten  gegen 
die  tradierte  globale  Dominanz  des 
Westens.
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Deutsche Waffen an Israel – mit Ausblendung des Völkerrechts
von Willy Sabautzki, ISW München

Die  deutschen Leitmedien  berichten 
in  weitgehender  Übereinstimmung 
über  die  deutschen  Rüstungsexporte 
nach Israel. Sprecher der Bundesregie-
rung und des Wirtschaftsministeriums 
sind  sich  grundsätzlich  darüber  einig, 
keine Details über die Genehmigungs-
verfahren und die darin beschriebenen 
Waffen-  und Rüstungsgegenstände zu 
veröffentlichen.

Einer  Mitteilung  der  Deutschen 
Presseagentur dpa und den Aussagen 
des  ARD-Hauptstadtstudio  ist  zu  ent-
nehmen, dass die deutschen Rüstungs-
exporte nach Israel von 32 Mio. € aus 
dem Jahr 2022 im Zeitraum von Anfang 
2023  bis  Anfang  November  auf  326,5 
Mio.  Euro  angestiegen sind,  eine  Ver-
zehnfachung  des  Warenwertes.  Dabei 
sei  der hauptsächliche Teil  in den Ge-
nehmigungsverfahren  nach  dem 
Kriegsausbruch enthalten gewesen. 

Panzerabwehrwaffen,  Munition  für 
Maschinengewehre, Maschinenpistolen 
oder  andere  voll-  oder  halbautomati-
sche  Schusswaffen  sowie  Zünder  und 
Treibladungen,  Landfahrzeuge  und 
Technologie  für  Entwicklung,  Herstel-
lung,  Betrieb,  Wartung und Reparatur 
von Waffen sind in den zum Teil bereits 
gelieferten „Waren“-sendungen enthal-
ten.  Das  Wirtschaftsministerium  hat 
scheinbar  seine  Prioritätenliste,  sprich 
das  Arbeitstempo  bei  der  Genehmi-
gung der Rüstungsgüter, für Israel zu-
gunsten  dessen  Kriegsführung  verän-
dert.  185  der  218  Einzelgenehmigun-
gen im Jahr 2023 wurden nach dem 7. 
Oktober 2023 erteilt. 

Es  bleibt  anzumerken,  dass  die  be-
sagten Rüstungsgüter in die Kategorie 
fallen, die nicht dem Kriegswaffenkon-
trollgesetz unterliegen. 

Einer weiteren medialen Quelle ist zu 
entnehmen, dass die deutsche Bundes-
regierung auch die Lieferung von Pan-
zermunition  (10.000  Schuss  von  120-
Millimeter  Präzisionsmunition)  prüfe, 
wobei die beteiligten Ressorts sich dar-
auf bereits verständigt hätten. 

Geht  doch,  könnte  man  anführen, 
wenn  sich  die  beteiligten  Regierungs-
parteien und die Gehör findenden Lob-
byisten  in  Sachen  Militarismus  einig 
sind  und dadurch die  Profitinteressen 

deutscher Rüstungsfirmen als Beitrag 
zur Aufrechterhaltung der existieren-
den  Herrschaftsverhältnisse  Berück-
sichtigung finden. 

Mit Beginn des Krieges in Gaza ver-
zeichnete  die  Rheinmetall-Aktie  in-
nerhalb  von  nur  fünf  Tagen  einen 
Kursgewinn  von  rund  15  Prozent  – 
der  steilste  Anstieg  des  gesamten 
Jahres. Mit israelischen Partnern ent-
wickelt Rheinmetall derzeit eine 155-
Millimeter-Radhaubitze  und  Kampf-
drohnen, die vorzeitig in Stellung ge-
bracht  werden und „lange auf  einen 
Angriff warten können.“

Unklar ist, wie mit dem Export der 
vom Bundessicherheitsrat genehmig-
ten  Lieferung  eines  weiteren  deut-
schen  U-Boots  an  Israel  verfahren 
wird.  Nach  Expertenmeinung  be-
stünde technisch die Möglichkeit, das 
besagte  U-Boot  zur  Aufnahme  von 
Atomwaffen auf- bzw. umzurüsten.

Bereits in den zurückliegenden Jah-
ren  ist  die  israelische  Marine  mit 
Schiffen aus Deutschland ausgerüstet 
worden,  die  bei  ThyssenKrupp  Ma-
rine Systems (TKMS) in Auftrag gege-
ben wurden.

Bereits Anfang 2022 hat Israel drei 
U-Boote der Klasse »Dakar« Thyssen-
Krupp  Marine  Systems  bestellt.  Die 
von israelischer Seite mit Radar- und 
Waffensystemen  aufgerüsteten  Pa-
trouillenschiffe sollen zum Schutz von 
Gas-Förderplattformen im Mittelmeer 
eingesetzt werden. Über die Ausliefe-
rung liegen aber keine öffentlich zu-
gänglichen Informationen vor.

Das  Stockholm  International  Peace  
Research  Institute (SIPRI)  berichtet, 
dass Deutschland in der Vergangen-
heit mehr als 1000 Panzermotoren an 
Israel geliefert hat. Die Grundlage da-
für sei eine Exportlizenz aus dem Jahr 
2000. Die Motoren seien wahrschein-
lich  im  israelischen  Kampfpanzer 
Merkava-4  und  gepanzerten  Mann-
schaftstransportwagen  vom  Typ 
Namer verbaut worden. Auch für den 
israelischen  Radpanzer  Eitan  seien 
Dieselmotoren geliefert worden. 

Aussagen des SIPRI-Forschers Zain 
Hussain scheinen zu bestätigen, dass 

deutsches  Kriegsgerät  eine  zentrale 
Rolle spielt  bei den aktuellen Kämp-
fen in Gaza.

„Nach unseren Schätzungen sind ei-
nige dieser Motoren wahrscheinlich be-
reit  für den Einsatz in Gaza“,  so Hus-
sain. Auch von den deutschen Schif-
fen seien „einige in  Betrieb genom-
men“  worden  und  würden  „wahr-
scheinlich für den Beschuss von Zielen  
im Gazastreifen verwendet“. 

Die  internationale  Berichterstat-
tung über den Israel-Krieg hebt ganz 
anders als  deutsche Medien hervor, 
dass die Weltgemeinschaft das israe-
lische Vorgehen verurteilt und sich in 
vielen  Initiativen  dafür  einsetzt,  die 
eskalierende Gewalt und das Blutver-
gießen in Gaza zu beenden und so-
fortige  Verhandlungen  unter  Einbe-
ziehung der betroffenen Parteien an-
zugehen. Zahlreiche UN-Mitgliedslän-
der haben inzwischen aus Protest die 
diplomatischen  Beziehungen  zu  Is-
rael abgebrochen.

120 Länder haben in der UN-Gene-
ralversammlung die Gewalt verurteilt 
und die Parteien zur Einhaltung des 
humanitären  Völkerrechts  aufgeru-
fen.  Deutschland  hat  sich  wie  viele 
andere  westliche  Länder  enthalten, 
andere westliche Vertreter haben mit 
„Nein“ gestimmt. 

Die Haltung der deutschen Bundes-
regierung, die ihre Position m.E. mit 
einer  fragwürdigen,  weil  rechtlich 
nicht  abgesicherten,  „Staatsräson“, 
einem  moralischen  Schuld-Bewusst-
sein begründet, steht offenbar im Wi-
derspruch  zum  internationalen 
Recht.  Einer  Forderung  nach  einem 
Waffenstillstand kann aus einer Per-
spektive  der  Friedenssicherung  kein 
andersgearteter  Moralanspruch  ent-
gegengesetzt werden. 

Grundsätzlich  bleibt  anzumerken, 
dass die Waffenexporte gerade in ein 
Land, das derzeit vor dem Internatio-
nalen  Gerichtshof  wegen  mutmaßli-
cher Kriegsverbrechen im Gaza-Krieg 
sich zu verantworten hat, einem ge-
botenen  diplomatischen  Prozess  zu 
Waffenstillstandsverhandlungen  zu-
widerlaufen. 
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Deutschland  begibt  sich,  internatio-
nal  betrachtet,  auf  einen  Weg  einer 
möglicherweise  juristisch  zu  verurtei-
lenden  Mittäterschaft  bei  Völkermord. 
Die  nicht  vorhersehbare  zunehmende 
internationale Isolierung von Deutsch-

land als gegen Friedensbemühungen 
handelnde  Nation  wäre  wohl  die 
Folge. Eine gewollte Führungsrolle in 
Europa würde dem zuwiderlaufen. 

     Israels Strategie in Gaza: Hunger als Waffe

von Chris Hedge
[…] Wenn israelische Führer den Begriff "absoluter Sieg" 

verwenden, meinen sie die totale Dezimierung, die totale 
Eliminierung der Palästinenser.

Die Nazis haben 1942 die 500.000 Männer, Frauen und 
Kinder im Warschauer Ghetto systematisch verhungern las-
sen. Das ist eine Zahl, die Israel zu übertreffen sich wohl 
vorgenommen hat. [...]

Der Hunger in Gaza
Israels Zerstörung des UNRWA dient sowohl einem politi-

schen als auch einem materiellen Ziel.
Die unbewiesenen israelischen Anschuldigungen gegen 

das UNRWA, dass zwölf (!) der insgesamt 13.000 Mitarbeiter 
Verbindungen zu denjenigen hatten, die die Anschläge in 
Israel am 7. Oktober verübten, bei denen etwa 1.200 Israe-
lis getötet wurden, haben ihren Zweck erfüllt.

Diese Vorwürfe haben 16 der großen Geber-Länder, dar-
unter  die  Vereinigten  Staaten,  Großbritannien,  Deutsch-
land, Italien, die Niederlande, Österreich, die Schweiz, Finn-
land,  Australien,  Kanada,  Schweden,  Estland  und  Japan, 
dazu  veranlasst,  ihre  finanzielle  Unterstützung  für  das 
Hilfswerk zu beenden, von der die Ernährung von fast je-
dem Palästinenser in Gaza abhängig ist.

Israel  hat  seit  dem 7.  Oktober  152 UNRWA-Mitarbeiter 
getötet  und  147  UNRWA-Einrichtungen  zerstört  oder 
schwer  beschädigt.  Israel  hat  auch  Krankenwagen  der 
UNRWA bombardiert.

Mehr als 27.708 Palästinenser wurden bisher in Gaza ge-
tötet,  etwa  67.000  wurden  verwundet  und  mindestens 
7.000 werden vermisst und sind höchstwahrscheinlich tot 
und unter den Trümmern begraben.

Mehr als eine halbe Million Palästinenser – jeder vierte – 
hungert nach Angaben der Vereinten Nationen in Gaza.

Hunger  wird  bald  allgegenwärtig  sein.  Den Palästinen-
sern in Gaza, von denen mindestens 1,9 Millionen Binnen-
Vertriebene sind, fehlt es nicht nur an ausreichender Nah-
rung,  sondern  auch  an  sauberem  Wasser,  Unterkünften 
und Medikamenten.

Es gibt nur wenig Obst oder Gemüse. Es gibt wenig Mehl, 
um Brot zu backen. Nudeln, Fleisch, Käse und Eier sind fast 
ganz von den Märkten verschwunden.

Bombardierung von  definierten "Sicherheitszonen"
Etwa 1,3  Millionen vertriebene  Palästinenser  leben  auf 

den Straßen der südlichen Stadt Rafah, die Israel zur "Si-
cherheitszone"  erklärt  hatte,  aber  jetzt  zu  bombardieren 
begonnen hat.

Familien zittern vor Kälte im Winterregen unter flattern-
den Planen inmitten von Tümpeln mit  Schlamm und Ab-
wasser. Schätzungsweise 90 Prozent der 2,3 Millionen Men-
schen in Gaza wurden aus ihren Häusern vertrieben.

"Seit dem Zweiten Weltkrieg hat es keinen Fall gegeben, in  
dem eine ganze Bevölkerung in so kurzer Zeit in einen extre-
men  Nahrungsmangel  und  ins  Elend  gestürzt  worden  ist", 
schreibt Alex de Waal in The Guardian.

De Waal ist Geschäftsführer der World Peace Foundation 
an der  Tufts  University  in  Boston und Autor  des  Buches 
"Mass Starvation: The History and Future of Famine" (Deutsch: 
Geschichte und Zukunft der massenhaften Hungersnöte).

Dieser Fachmann hat zur Situation in Gaza festgestellt: 
"Und es gibt keinen Fall, in dem die internationale Verpflich-
tung, das Verhungern zu stoppen, so eindeutig war".

Die Vereinigten Staaten, ehemals der größte Beitragszah-
ler des UNRWA, haben der Organisation im Jahr 2023 422 
Millionen US-Dollar zur Verfügung gestellt.

Die Streichung dieser Gelder wird dazu führen, dass die 
Nahrungsmittellieferungen an das  UNRWA,  die  aufgrund 
der  Blockaden  durch  Israel  ohnehin  schon  sehr  einge-
schränkt sind, bis Ende Februar oder Anfang März dieses 
Jahres weitgehend zum Erliegen kommen werden.

Israel hat den Palästinensern in Gaza zwei Möglichkeiten 
gelassen: Geht oder sterbt. [...]

Die Hungersnot in Gaza ist keine Naturkatastrophe. Sie 
ist Israels Masterplan.

Später wird es Gelehrte und Historiker geben, die über 
diesen Völkermord schreiben und möglicherweise glauben, 
dass wir  aus der Vergangenheit  lernen können, dass wir 
anders  sind,  dass  die  Geschichte  uns  davor  bewahren 
kann, ein weiteres Mal Barbaren zu sein.

Sie werden wissenschaftliche Konferenzen abhalten. Sie 
werden sagen: "Nie wieder!" Sie werden stolz darauf sein, 
wie menschlich und zivilisiert sie sind. [...]

Quelle: Telepolis / 2.3.2024 
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Zum Screenshot: Der englischsprachige Kanal 
von Al Jazeera berichtet fortlaufend aus Gaza. 
Videos sind auch über YouTube abrufbar. 
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Ex-Bundeswehr-General Kujat fordert Ukraine-Verhandlungsfrieden
Von Tilo Gräser, Redakteur der Zeitschrift Hintergrund

Harald Kujat war Bundeswehr-General 
und saß dem NATO-Russland-Rat vor. Er 
plädiert seit Beginn des Ukraine-Krieges 
für  einen  Ausgleich  mit  Russland  und 
für  Verhandlungen.  Kürzlich  hat  er  in 
Berlin gesprochen. 

Screenshot aus Video-Aufzeichnung des 
Vortrages (Nachdenkseiten / YouTube)

„Historiker haben sich immer wieder die  
Frage  gestellt,  wie  es  geschehen konnte,  
dass die europäischen Mächte in den Ers-
ten Weltkrieg, die ‚Urkatastrophe des 20.  
Jahrhunderts‘, taumelten. Hoffentlich müs-
sen sich die Historiker in der Zukunft nicht  
fragen,  wie der Ukrainekrieg zur Urkata-
strophe  des  21.  Jahrhunderts  werden  
konnte.“ 

Das  sagte  der  ehemalige  Bundes-
wehr-Generalinspekteur  und  hochran-
gige NATO-Offizier Harald Kujat in Ber-
lin.

Kujat  sprach bei  einer  Veranstaltung 
der Eurasien  Gesellschaft über  das 
Thema  „Der  Ukrainekrieg,  die  Rivalität 
der  großen  Mächte  und  die  Selbstbe-
hauptung Europas“. Mehr als 100 Gäste, 
auch aus dem Ausland,  hörten ihm zu 
und diskutierten mit ihm.

Der  Ex-Bundeswehr-General,  der  un-
ter anderem Vorsitzender des NATO-Mi-
litärausschusses (2002 bis 2005) und an-
derer Gremien des westlichen Bündnis-
ses war, kritisierte dabei deutlich vor al-
lem die westliche Politik. 

Bevor er auf den Krieg in der Ukraine 
einging, verwies er auf die geopolitische 
Lage im 21. Jahrhundert. Diese sei vom 
Aufstieg Chinas als  wirtschaftliche und 
militärische  Weltmacht  geprägt  sowie 

von der Rivalität der Großmächte USA, 
Russland  und  China.  Der  Ukraine-
Krieg  habe  diese  Rivalität  verändert 
und klargemacht, dass nur China und 
nicht  Russland die  USA als  führende 
Weltmacht ablösen könne. 

Die USA würden Russland politisch, 
wirtschaftlich  und  militärisch  so 
schwächen  wollen,  dass  sie  sich  auf 
die  Auseinandersetzung  mit  China 
konzentrieren können. Dabei würden 
sie  einen  engen  Schulterschluss  mit 
der  EU suchen,  wobei  sie  in  der  ge-
genwärtigen  Bundesregierung  einen 
„willigen Verbündeten“ gefunden hät-
ten.  Bundeskanzler Olaf  Scholz (SPD) 
sei zudem offenbar bereit, im ukraini-
schen  Stellvertreterkrieg  eine  Füh-
rungsrolle zu übernehmen.

Ukraine-Krieg als Menetekel 
für Europa

Der Ex-General  warnte davor,  dass 
die  USA ihre  Verbündeten in  Europa 
auch  in  einen  künftigen  Konflikt  mit 
China  hineinziehen  würden.  Er  be-
zeichnete den Krieg in der Ukraine als 
„Menetekel für Europa, den Weg zu geo-
politischer  Selbstbehauptung  einzu-
schlagen,  politisch,  wirtschaftlich,  tech-
nologisch und nicht zuletzt militärisch“. 

Im Zusammenhang mit  dem Krieg 
in  der  Ukraine  sei  Deutschland  „auf  
dem geopolitischen Schachbrett der Ver-
einigten  Staaten  und  insbesondere  in  
deren Russlandstrategie eine besonders  
wichtige Figur“. Kujat verwies dabei auf 
Aussagen von George Friedman, wo-
nach Russland und Deutschland ver-
eint die einzige Macht wären, die die 
USA bedrohen könnte.  Davor  hätten 
die USA seit mehr als einhundert Jah-
ren  eine  „Höllenangst“.  Deshalb 
müsse  laut  Friedman  sichergestellt 
werden, dass dieser Fall nicht eintrete.

Russland  habe  nach  dem  Unter-
gang der Sowjetunion und des „War-
schauer  Vertrages“  die  Nähe  zur 
NATO gesucht, erinnerte der ehema-
lige General. Es sei um eine enge Ab-
stimmung in Bezug auf  die  ehemali-
gen  sozialistischen  Staaten  und  die 
früheren Sowjetrepubliken gegangen.

„Was Russland im Sinn hatte, war, Kri-
sen  und  Konflikte  gemeinsam  mit  der  

NATO zu lösen und dadurch eine direkte  
Konfrontation  zwischen  der  NATO und  
Russland zu verhindern. Mit dem NATO-
Russland-Grundlagenvertrag  von  1997  
und dem NATO-Russland-Rat wurde da-
für eine gemeinsame Basis geschaffen.“ 
Damit  sei  eine Zeit  der  engen politi-
schen Abstimmung und der „sehr en-
gen  militärischen  Zusammenarbeit“ 
eingeleitet worden, erinnerte Kujat. Er 
war  selbst  einige  Jahre  Vorsitzender 
des NATO-Russland-Rates.

„Der  Ukraine-Krieg  hat  Europa  an  
eine  Wegscheide  geführt“,  stellte  der 
Ex-General  fest  und fügte  hinzu:  „Es 
geht in diesem Krieg eben nicht nur 
um die Sicherheit und die territoriale 
Integrität  der  Ukraine,  sondern  es 
geht um eine europäische Sicherheits- 
und Friedensordnung, in der alle Staa-
ten  des  europäischen  Kontinents 
ihren  Platz  haben.“  Er  verwies  auch 
auf  die  „die  dramatischen wirtschaftli-
chen  Konsequenzen  dieses  Krieges  für  
den Industrie-  und Wirtschaftsstandort  
Europa  und  insbesondere  für  Deutsch-
land“. Der Ausgangspunkt eines Krie-
ges sei immer eine bestimmte politi-
sche Konstellation,  erinnerte  er:  „Ein 
Krieg  entsteht  nicht,  weil  sich  Putins  
morgens  sein  Frühstücksei  klopft  und  
sagt:  Jetzt  überfallen  wir  mal  die  Uk-
raine.“  Dazu  gehörten  eine  lange 
Vorgeschichte  und  politische  Ursa-
chen.

Außerdem führe ein Krieg zu einer 
neuen  politischen  Konstellation. 
Wenn diese  von  Dauer  sein  soll,  sei 
eine Lösung notwendig,  die politisch 
zwischen den Gegnern und den Un-
terstützern vereinbart sein müsse. Ku-
jat verwies dabei auf Carl von Clause-
witz, demzufolge die Politik in einem 
Krieg  die  Oberhand  behalten  und 
trotz  der  Kampfhandlungen  fortge-
setzt werden muss. 

Es müsse ein Ende des Krieges auf 
dem  Verhandlungsweg  angestrebt 
werden.  „Sind  Politik  und  Diplomatie,  
wie es in diesem Krieg der Fall ist, sus-
pendiert, dann ist der Krieg, wie Clause-
witz es definiert, ein Akt der Gewalt. Und  
es  gibt  in  der  Anwendung  derselben  
keine Grenzen.“
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Der verhinderte Frieden von 
Istanbul

Kujat  verwies  auf  den  „strategischen 
Wendepunkt“  im  Verhältnis  der  beiden 
Großmächte, als die USA 2002 einseitig 
den 30 Jahre zuvor  vereinbarten ABM-
Vertrag  über  strategische  Raketenab-
wehrsysteme  kündigten.  Dadurch  und 
durch  weitere  ähnliche  Schritte  in  den 
Folgejahren sei das nuklear-strategische 
Gleichgewicht  verändert  worden:  „Im 
Grunde genommen haben die Vereinigten  
Staaten  damit  Russland  die  Möglichkeit  
gegeben, völkerrechtlich und Vertragskon-
form ein neues strategisches Bedrohungs-
potenzial gegen Europa aufzubauen.“

Der sicherheitspolitische Wendepunkt 
sei  der  NATO-Gipfel  2008  in  Bukarest 
gewesen,  als  US-Präsident  George  W. 
Bush  „mit  großem  Druck“  versuchte 
habe, die Ukraine und Georgien in die 
NATO  zu  holen.  Das  sei  gescheitert, 
aber  für  beide  Staaten  sei  eine  soge-
nannte Beitrittsperspektive erklärt wor-
den. Kujat erinnerte daran, dass damals 
der heutige CIA-Direktor William Burns 
als  US-Botschafter  in  Moskau  vor  den 
Folgen warnte: „Das wird ein fruchtbarer  
Boden für eine russische Intervention auf  
der Krim und im Osten der Ukraine schaf-
fen.  Es  besteht  kein  Zweifel,  dass  Putin  
scharf zurückschlagen wird.“ 

Doch als „eigentlichen Wendepunkt“ be-
zeichnete  der  einstige  NATO-Offizier 
den  „von  den  USA  inszenierten  Staats-
streich im Februar 2014 in Kiew, der den  
Bürgerkrieg im Donbass um die Verweige-
rung der  Minderheitenrechte  an  die  rus-
sischsprachige  Bevölkerung  ausgelöst  
hatte“. Er erinnerte an die beiden Verein-
barungen von Minsk 2014 und 2015, die 
eine friedliche Lösung des Konflikts er-
möglichen sollten.

Der  Krieg  hätte  nach  sechs  Wochen 
beendet  werden  können,  ist  sich  der 
frühere  hochrangige  Bundeswehr-Offi-
zier sicher. Er begründete das in seinem 
Vortrag  mit  den  ukrainisch-russischen 
Verhandlungen  Ende  März  2022  in 
Istanbul. Dort sei ein „akzeptables Ergeb-
nis“ erreicht worden. Doch das sei dann 
von  der  ukrainischen  Seite  auf  Druck 
des  Westens  nicht  unterzeichnet  wor-
den.

„Zu Beginn des dritten Kriegsjahres,  in  
dem wir  uns  jetzt  befinden,  ist  es  offen-
sichtlich,  dass sich in diesem Jahr,  wahr-
scheinlich  eher  früher  als  später,  das  

Schicksal der Ukraine entscheiden wird“, 
so Kujat. Die Zukunft des Landes liege 
in der Hand des Westens, von dem es 
finanziell und militärisch abhängig sei.

Die  Ukraine  brauche  Geld,  Waffen 

und  militärische  Ausrüstung  –  „aber  
ihr fehlen vor allem Soldaten“. Der Ex-
General rechnet damit, dass der Wie-
deraufbau nach dem Krieg weiter vor 
allem  von  den  Europäern  finanziert 
werden  muss.  Aus  seiner  Sicht  ver-
dichtet sich der Eindruck, dass die EU 
zunehmend  die  USA  ersetzen,  falls 
diese als bisherige Hauptunterstützer 
ausfallen.

Die  Europäisierung  des  Krieges 
habe  einen  „großen  Schritt  vorange-
macht“,  stellte er fest.  Und wies dar-
aufhin,  dass  die  Militäroperationen 
durch die USA und die Ukraine in ei-
nem  gemeinsamen  Stab  in  Deutsch-
land,  in  Wiesbaden,  geplant  und 
vorbereitet  werden.  Doch  vor  allem 
die  US-amerikanische  Unterstützung 
der  ukrainischen  Truppen  durch  die 
verschiedenen Aufklärungsmittel  und 
Zieldaten könnten die Europäer nicht 
übernehmen, so Kujat. Gleichzeitig sei 
die  Kriegsbereitschaft  bei  EU-  und 
deutschen Politikern ungebrochen.

NATO-Mitgliedschaft durch die 
Hintertür

Der  Ex-General  bezeichnete  es  als 
„Illusion“, wenn behauptet wird, in der 
Ukraine sei derzeit keine Seite im mili-
tärischen Vorteil. Aus seiner Sicht gibt 
es  keine  Patt-Situation.  Die  ukraini-
schen  Truppen  hätten  nach  der  ge-
scheiterten „Gegenoffensive“ ihre Fä-
higkeit  zu  offensiven  Handlungen 

weitgehen verloren.  Deshalb würden 
sie  ausweichen  und  unter  anderem 
versuchen,  „durch  Angriffe  auf  russi-
sches  Territorium  zu  demonstrieren,  
dass sie nach wie vor militärisch hand-

lungsfähig sind“. Dazu würden Angriffe 
auf  die  Zivilbevölkerung im Donbass 
und im russischen Grenzgebiet gehö-
ren, unter anderem mit US-Streubom-
ben, stellte Kujat anhand von Beispie-
len fest. 

Die  russischen  Streitkräfte  haben 
nach seiner Einschätzung seit Oktober 
die Initiative übernommen, allerdings 
nur  mit  lokalen  Angriffsschwerpunk-
ten,  um das bisher  eroberte  Territo-
rium zu sichern. Kujat rechnet damit, 
dass die russischen Truppen Charkow 
wieder einnehmen und auch Odessa 
am Schwarzen Meer erobern werden.

In Europa wachse die Furcht, Russ-
land wolle  nun die  gesamte Ukraine 
erobern  und  danach  das  Baltikum 
und  Polen  angreifen  und  so  einen 
Krieg mit der NATO zu beginnen. Der 
ehemalige  Bundeswehr-Generalin-
spekteur  widersprach  der  in  deut-
schen Medien und von deutschen Po-
litikern  geäußerten  These,  Russland 
verfolge  eine  langfristige  imperiale 
Strategie, den Einflussbereich der So-
wjetunion zurückzuerobern. 

Seit sich die Lage in der Ukraine zu-
gunsten Russland neigt,  würden „so-
genannte  Militärexperten  geradezu 
hysterisch  Kriegsfurcht“  verbreiten. 
„Ob das aus Unkenntnis,  ideologischer  
Verengung,  purer  Wichtigtuerei  ge-
schieht – ich weiß es nicht“, sagte Kujat 
dazu.
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Keine Belege für „russische 
Gefahr“

Für ihn gibt es keine überzeugenden 
Belege, dass Russland in einigen Jahren 
für einen Angriff auf die NATO fähig ist 
oder sich darauf vorbereitet. Der russi-
sche  Präsident  Wladimir  Putin  habe 
dem mehrfach widersprochen, aber zu-
gleich  festgestellt,  dass  niemand glau-
ben  wolle,  dass  die  Sowjetunion  nicht 
wieder errichtet werden soll. 

Kujat machte deutlich, dass Russland 
auch praktisch keinerlei Vorbereitungen 
getroffen  habe,  um  die  gesamte  Uk-
raine zu erobern und danach die NATO 
anzugreifen.  Der  Aufwand,  ein  großes 
Land wie die Ukraine vollständig zu be-
setzen, sei auch viel zu groß.

Russland gehe es stattdessen um eine 

Pufferzone zur NATO und habe wäh-
rend  der  gesamten  Auseinanderset-
zung wie auch die USA darauf geach-
tet,  dass  es  zu  keiner  direkten  Kon-
frontation komme.  Der  Einmarsch in 
die Ukraine ist aus seiner Sicht „nicht  
Teil  eines  imperialen  Plans“  Moskaus. 
Zudem könnte sich durch Verhandlun-
gen  sichern  lassen,  dass  Russland 
nicht  ukrainisches  Territorium  zum 
Aufmarsch  Richtung  Mitteleuropa 
nutzten kann. 

„Darüber  hinaus  könnten  mit  Russ-
land  Vereinbarungen  geschlossen  wer-
den, die vor allem die Sicherheit der bal-
tischen  Staaten  erhöhen,  aber  auch  
insgesamt  zu  größerer  Stabilität  zwi-
schen  der  NATO  und  Russland  beitra-
gen.“  Das könne durch einen aktuali-
sierten KSE-Vertrag über die Begren-

zung der konventionellen Streitkräfte 
erfolgen, mit einer neuen Flankenre-
gelung und vertrauensbildenden mili-
tärischen Maßnahmen, die zu größe-
rer Transparenz und größerer Vorher-
sehbarkeit  des  politisch-militärischen 
Handelns beitragen.

Er warnte,  dass das Zeitfenster für 
eine  Verhandlungslösung  sich  bald 
schließen  könne.  Wenn  der  Westen 
sich  nicht  ernsthaft  um  einen  Ver-
handlungsfrieden  bemühe,  werde 
sich  das  Schicksal  der  Ukraine  auf 
dem  Schlachtfeld  entscheiden.  „Und 
wenn  die  Waffen  schweigen,  wird  die  
Ukraine  nicht  mehr  das  sein,  was  sei  
einmal  war“,  sagte  der  Ex-Bundes-
wehr-General. 

Er befürchte, dass der Westen doch 
noch direkt eingreife, um eine endgül-
tige Niederlage Kiews zu verhindern: 
„Damit  entstünde  eine  reale  Gefahr,  
dass ein großer europäischer Krieg auf  
dem europäischen Kontinent ausbricht,  
auch mit  dem Risiko  eines  begrenzten  
Nuklearkrieges,  obwohl  beide  Groß-
mächte,  Russland  und  die  Vereinigten  
Staaten, sich sehr, sehr bemüht haben,  
genau dies zu verhindern.“ Es bleibe zu 
hoffen,  dass  eine  Ausweitung  des 
Krieges  auf  ganz  Europa  verhindert 
wird. „Wenn nicht durch die Lebendig-
keit  des Geistes  eines führenden Politi-
kers, dann vielleicht doch, weil sich Ver-
nunft durchsetzt.“

Der Text ist die gekürzte Fassung eines  
Berichtes, der vom Autor am 16.2.2024 auf  
www.hintergrund.de veröffentlicht wurde.

    Der Ukrainekrieg könnte schneller und 
    anders enden, als erwartet

von Michael von der Schulenburg
Den Ukrainern muss inzwischen klar geworden sein, dass 
ein  wir unterstützen Euch, solange es braucht nie ernst ge-
meint war, dass eine Restukraine nie Mitglied der NATO 
werden wird und dass von der Leyens Versprechen,  die 
Ukraine im Schnellverfahren in die EU aufzunehmen, nur 
leere Worte waren. 
Den Ukrainern muss auch klar sein, dass Joe Biden ange-
zählt,  ja  politisch  gelähmt ist  und dass  für  die  USA der 
Gaza-Krieg und der Konflikt im Nahen Osten mittlerweile 
wesentlich wichtiger ist als das Schicksal der Ukraine. 
Auch wissen die Ukrainer, dass mit immer höherer Wahr-
scheinlichkeit  der  nächste  Präsident  der  USA  Donald 
Trump heißen könnte  und dass  dieser,  über  ihre  Köpfe 
hinweg, mit Russland einen Ausgleich suchen würde. Und 
von Europas Solidaritätserklärungen kann die Ukraine au-
ßer großer Worte nicht viel erwarten. […]

Aber eine Sache ist schon jetzt klar. Was dann auch pas-
siert, der Westen – und auch die USA – würden dabei keine 
Rolle spielen. Die NATO-Erweiterung nach Osten würde ge-
stoppt  werden,  die  Ukraine,  Georgien und Moldova wie 
auch das Schwarze Meer würden zurück in die russische 
Einflusszone fallen. Der Rückzug der USA aus diesen Ge-
bieten, wie zuvor schon aus vielen anderen Gebieten der 
Welt, würde unter Beifall  des Globalen Südens beginnen 
und eine neue Zeit einläuten. [...]
All das wird aber keinen Frieden für Europa bringen – und 
der Kampf um eine dauerhafte Friedenslösung wird dann 
erst beginnen müssen. Die EU-Staaten werden diesen Frie-
den mehr brauchen als Russland. Und doch gibt es bisher 
nicht den geringsten Ansatz für Überlegungen innerhalb 
der  EU oder  unter  EU-Mitgliedsstaaten,  wie  ein  gesamt-
europäischer  Frieden  aussehen  und  erreicht  werden 
könnte.  Solche Überlegungen müssen dringend auf  den 
Weg gebracht werden – andernfalls könnte die EU daran 
zerbrechen.

Quelle: www.globalbridge.ch (13.2.24)
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Der Wille zum Weltkrieg in Deutschland
von German Foreign Policy

Berlin dringt trotz Warnungen in den 
USA auf militärischen Sieg der Ukraine 
über  Russland.  Leitmedien  diffamieren 
den Versuch, Deutschland nicht mit Tau-
rus-Lieferung in den Krieg zu führen, als 
unnötige „Angst“.

Durchhalteparolen, Forderungen nach 
einem  Sieg  über  Russland  und  Spott 
über „Angst“ vor einer Entgrenzung der 
Waffenlieferungen  an  Kiew  haben  in 
Deutschland den zweiten Jahrestag des 
russischen Angriffs auf die Ukraine ge-
prägt. Während in den USA Warnungen 
laut  werden,  die  Ukraine  drohe  den 
Krieg zu verlieren,  und US-Regierungs-
mitarbeiter  Präsident  Wolodymyr  Se-
lenskyj zu Verhandlungen mit Russland 
drängen,  heißt  es  in  Berlin,  Moskau 
müsse  „diesen  Krieg  verlieren“.  Der 
CDU-Vorsitzende Friedrich Merz fordert, 
vor einer russischen Kapitulation dürfe 
es „keine Verhandlungen geben“. Auf ei-
nen ukrainischen Sieg spekulieren laut 
Umfragen  lediglich  10  bis  25  Prozent 
der deutschen Bevölkerung; Mehrheiten 
rechnen im Gegenteil  mit  einem russi-
schen  Sieg  und  sprechen  sich  gegen 
Waffenlieferungen aus.  Leitmedien zie-
hen  die  Weigerung  von  Kanzler  Olaf 
Scholz, Kiew Marschflugkörper vom Typ 
Taurus zu übergeben, mit der Aussage 
ins  Lächerliche,  Scholz  müsse  noch 
„seine  Angst  überwinden“.  Mit  „Angst“ 
ist die begründete Vermutung gemeint, 
Moskau werde die Lieferung des Taurus 
als deutschen Kriegseintritt werten. We-
gen stark steigender Rüstungsausgaben 
sagt  ein  Ökonom „Kanonen ohne But-
ter“ voraus. 

„Russland muss verlieren“
Während  US-Regierungsmitarbeiter 

laut  einem  aktuellen  Bericht  der  New 
York Times den ukrainischen Präsiden-
ten zu Verhandlungen mit Russland zu 
bewegen versucht haben – wenn auch 
ohne  Erfolg  –,  sind  aus  Berlin  derzeit 
nur  anfeuernde  Parolen  zu  hören.  So 
äußerte am Samstag exemplarisch der 
außenpolitische Sprecher der SPD-Bun-
destagsfraktion, Nils Schmid, „die militä-
rische Unterstützung der EU-Staaten für 
die  Ukraine“  sei  „wichtiger  denn  je“; 

denn  letzten  Endes  müssten  „Präsi-
dent Putin und sein Regime ... diesen 
Krieg  verlieren“:  „Russland  muss 
scheitern“.  Der  CDU-Vorsitzende 
Friedrich Merz wiederum erklärte,  er 
setze darauf, dass Moskau letztlich ka-
pituliere: „Wenn Russland die Waffen 
niederlegt,  ist  der  Krieg  zu  Ende.“ 
Dazu  müsse  man  „die  russische  Ar-
mee und die russische Staatsführung 
bringen“. Merz fuhr fort: „Die Ukraine 
muss den Krieg gewinnen, und zwar 
so  gewinnen,  dass  Russland  keinen 
Sinn mehr darin sieht, ihn militärisch 
fortzusetzen“. Wie das gelingen soll – 
zahlreiche  Militärexperten,  auch  der 
Ex-Oberbefehlshaber  der  ukraini-
schen  Streitkräfte  Walerij  Saluschnyj, 
halten dies für unmöglich –, erläuterte 
Merz nicht. Allerdings legte der Oppo-
sitionsführer im Bundestag sich fest: 
„Vorher“  –  vor einer Kapitulation der 
russischen  Streitkräfte  –  „wird  es 
keine Verhandlungen geben.“

Gegen die Bevölkerung
Mit  seiner  stahlharten  Forderung, 

Russland müsse  den Krieg  verlieren, 
stellt Berlin sich nicht nur der nüchter-
nen Lageeinschätzung erfahrener Mi-
litärs,  sondern  auch  einer  klaren 
Mehrheit der Bevölkerung entgegen.

So gaben bei einer Umfrage des Eu-
ropean Council  on  Foreign  Relations 
(ECFR), die in der ersten Januarhälfte 
in  zwölf  europäischen  Staaten  erho-
ben wurde, gerade einmal zehn Pro-
zent aller deutschen Befragten an, die 
Ukraine  könne  laut  ihrer  Auffassung 
den Krieg noch gewinnen. 19 Prozent 
sahen  dagegen  Russland  als  Sieger, 
während  31  Prozent  einen  Kompro-
miss  zwischen Moskau und Kiew er-
warteten.  Zwar  fanden  32  Prozent 
trotzdem, die EU solle die Ukraine mi-
litärisch unterstützen; 41 Prozent äu-
ßerten  hingegen,  sie  zögen  es  vor, 
wenn Brüssel Kiew zu Verhandlungen 
mit Moskau dränge. 

Eine Anfang Februar durchgeführte 
Ipsos-Umfrage  ergab  zwar,  rund  25 
Prozent  der  deutschen  Bevölkerung 
seien der Ansicht, die Ukraine könne 
den Krieg noch gewinnen; doch mein-

ten  40  Prozent,  dies  sei  jetzt  nicht 
mehr möglich. Für Waffenlieferungen 
an die Ukraine sprachen sich immer-
hin noch 39 Prozent Prozent aus; 43 
Prozent  waren  jedoch  dagegen.  Der 
mit  Abstand größte  Anteil  an  Befür-
wortern  von  Waffenlieferungen  exis-
tiert laut der Umfrage bei Anhängern 
von Bündnis  90/Die Grünen (72 Pro-
zent), bei denen auch der Anteil derje-
nigen,  die  einen  Sieg  der  Ukraine 
noch für möglich halten, am höchsten 
liegt (47 Prozent).

Kanonen ohne Butter
Weil  die  milliardenschweren  Waf-

fenlieferungen an die Ukraine und die 
massive Aufrüstung der Bundeswehr 
immense Summen verschlingen wer-
den, gewinnt aktuell die Debatte, wo 
die Mittel dafür herkommen sollen, an 
Fahrt. Interne Planungen des Verteidi-
gungsministeriums gehen davon aus, 
dass  das  Mindestvolumen  des  deut-
schen Militäretats – zwei Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts – sich 2028 auf 
97  Milliarden  Euro  belaufen  wird. 
Hinzu kämen, so heißt es, vermutlich 
weitere  „Bedarfe“  in  Höhe  von  10,8 
Milliarden Euro. 

Gegenüber  dem  aktuellen  Wehr-
haushalt  von  knapp  52  Milliarden 
Euro  entsteht  damit  eine  Lücke  von 
rund  56  Milliarden  Euro.  Kürzungs-
maßnahmen  führen  schon  jetzt  zu 
ersten  Sozialprotesten,  und  auch  in 
der  Wirtschaft  wird  Unmut  laut;  so 
stößt es auf Unverständnis,  dass die 
Bundesregierung unlängst die staatli-
chen Mittel für die Batterieforschung 
um drei Viertel gekürzt hat, obgleich 
die  Batterieproduktion  als  Schlüssel-
branche der Energiewende gilt. 

Finanzminister  Christian  Lindner 
stellte  ein „mehrjähriges Moratorium 
bei  Sozialausgaben  und  Subventio-
nen“ in Aussicht, um die Rüstungsaus-
gaben künftig finanzieren zu können. 
Der  Präsident  des  Ifo-Instituts,  Cle-
mens Fuest, stellte fest: „Kanonen und 
Butter  –  das  wäre  schön,  wenn  das 
ginge.  Aber  das  ist  Schlaraffenland. 
Das geht nicht.“ Künftig gebe es „Ka-
nonen ohne Butter“. 
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Deutsche Großmacht-Träume unter dem Label Ukraine-Solidarität
von Peter Nowak

"Diesmal fliegt Olaf Scholz nicht als Zau-
derer  in  die  USA,  sondern  als  Antreiber:  
Die Amerikaner sollen endlich wieder der  
Ukraine helfen", so beschreibt die taz die 
angeblich vertauschten Rollen, die Kanz-
ler Scholz (SPD) und seine Gastgeber bei 
seinem jüngsten US-Besuch einnahmen. 
Dabei  hat  dieser  Besuch  nur  deutlich 
gemacht, was auch Teile der deutschen 
Friedensbewegung  bis  heute  nicht 
wahrhaben wollen.

Deutschland zwischen 
Führungsanspruch und US-
Abhängigkeit

Da wurde allzu oft ein Bild gezeichnet, 
das schon seit den 1980er-Jahren frag-
würdig ist, aber heute ganz sicher nicht 
mehr  stimmt:  Demnach  sind  die  USA 
der  weltpolitische  Akteur,  der  weltweit 
Konflikte vorantreibt – und Deutschland 
wird dann dafür kritisiert,  dass es sich 
von den USA antreiben lässt. Dann wird 
als Lösung eine Emanzipation Deutsch-
lands von den USA gefordert.

Da  muss  man  sich  nicht  wundern, 
wenn sich plötzlich Bündnispartner von 
Rechts  aufdrängen,  die  auch  schon 
lange mehr "deutsche Souveränität" for-
dern.  Dabei  wird  ein  solches  Bild  der 
Rolle Deutschlands spätestens seit 1989 
längst nicht mehr gerecht.  Anfang der 
1990er-Jahre war es das gerade wieder-
vereinigte Deutschland, das bei der Zer-
schlagung des multiethnischen Jugosla-
wien  die  Führung  übernommen  hatte, 
in dem es Slowenien und Kroatien aner-
kannte.

Wie deutscher Nationalismus in 
der Jugoslawien-Krise erstarkte

Den wieder erstarkten deutschen Eli-
ten war Jugoslawien schon deshalb ver-
hasst,  weil  dort  eine  Partisanenbewe-
gung die Wehrmacht aus dem Land ver-
trieben hatte. Ähnlich wie im Fall der So-
wjetunion  als  Vorgängerin  der  russi-
schen  Föderation,  der  viele  Deutsche 
die Niederlage von Stalingrad nicht ver-
ziehen haben.

Daher waren schon seit  den 1970er-
Jahren in einem sehr breiten Spektrum 
von rechts bis linksalternativ Strategien 
im  Gespräch,  wie  man  die  verhasste 

Nachkriegsordnung von Jalta, die von 
der  Anti-Hitler-Koalition  ohne 
Deutschland beschlossen worden war, 
doch  noch  zum  Einsturz  bringen 
könnte.

Es  wurde  auch  ein  Mitteleuropa-
Konzept  ins  Spiel  gebracht,  dass  be-
stimmte  mittel-  und  osteuropäische 
Staaten aus  dem Einflussbereich  der 
Sowjetunion herauslösen sollte. In all 
diesen  Ländern  gab  es  Dissidenten-
gruppen,  die  gern  diese  Aufgabe 
übernehmen wollten.  Und dann gab 
es die besonders radikale Vorstellung, 
die  Sowjetunion  zu  "dekolonisieren" 
und in viele kleine Staaten aufzuteilen. 

Deutschland und Ukraine: 
Alte Verbündete, neue 
Nationalismen

In diesem Kontext kamen die alten 
Verbindungen  zwischen  deutschen 
und  osteuropäischen  Nationalisten 
wieder  zum Tragen.  Oft  handelte  es 
sich dabei  auch um zeitweilige  Nazi-
Verbündete, wie in der Ukraine.

Das  Verhältnis  zwischen  ukraini-
schem und deutschem Nationalismus 
war  immer  widersprüchlich:  Auch  in 
der NS-Zeit waren zeitweise einige der 
ukrainischen Ultranationalisten inhaf-
tiert, doch als die Rote Armee näher-
rückte,  verbündete man sich wieder. 
Denn es gab genügend Gemeinsam-
keiten: den Kampf gegen die Rote Ar-
mee und die Russen sowie den Antise-
mitismus.

Das führte auch dazu, dass in einer 
Zeit,  als  die  NS-Konzentrations-  und 
Vernichtungslager  von  den  Alliierten 
befreit  wurden,  ukrainische  Nationa-
listen  nach  Nazi-Deutschland  flohen. 
Nach der endgültigen Niederlage des 
deutschen Faschismus profitieren sie 
vom  beginnenden  Kalten  Krieg  auf 
Seiten des globalen Westens. Mit dem 
Zusammenbruch des Warschauer Ver-
trages war ihre Stunde gekommen.

In  vielen  osteuropäischen  Ländern 
versuchte ein deutschfreundlicher Na-
tionalismus  Einfluss  zu  nehmen.  In 
der Ukraine waren diese Kräfte maß-
geblich am Maidan-Umsturz von 2014 

beteiligt. Es war kein Zufall, dass deut-
sche  Politiker  fast  aller  Parteien  da-
mals  auf  dem  Maidan  diese  Bewe-
gung unterstützten.

Kaum Kritik an modernen 
deutschen Großmacht-
Strategien

Die offen rechten Strömungen, die 
sich  damals  offen  zeigten,  wurden 
hierzulande gern ignoriert oder gleich 
ganz geleugnet. Hier wurde vor zehn 
Jahren  ein  Kapitel  deutsch-ukraini-
scher Kooperation aufgeschlagen, das 
historische Vorläufer hatte.

Dafür gab es seit 1989 in verschie-
denen  anderen  Ländern  Vorbilder. 
Man denke nur an das Verhältnis zu 
Kroatien.  Auch  dort  gab  es  Verbün-
dete aus der NS-Zeit, die nun wieder 
legal agieren konnten und ihre Affini-
tät  zum  deutschen  Faschismus  auch 
gar nicht groß kaschierten.  Dennoch 
bekamen  sie  Unterstützung  von  der 
damals  noch von Bonn aus agieren-
den deutschen Politik.

Damals  gab  es  eine  kleine,  aber 
nicht überhörbare Linke, die den wie-
dererstarkten  deutschen  Nationalis-
mus  anprangerte  und  die  deutsche 
Rolle  in  Kroatien  immer  wieder  kri-
tisch aufgriff. Als sich diese Politik in 
der Ukraine mehr als 20 Jahre später 
wiederholte, hatten aber manche ehe-
maligen  Kritiker  Deutschlands  ihren 
Frieden mit den neuen deutschen Zu-
ständen gemacht.

Sie redeten sich ein, dass Deutsch-
land sich ja liberalisiert habe, dass es 
ein  Weltmeister  in  Geschichtsaufar-
beitung geworden sei. Deshalb gab es 
nach 2014 in Deutschland kaum noch 
kritische  Stimmen,  die  die  Rolle 
Deutschlands in dem Konflikt  in den 
Mittelpunkt stellten und die sich dage-
gen wandten, Deutschland als Getrie-
benen und als willenloses Anhängsel 
der USA zu betrachten.

Die deutsche Kriegstüchtigkeit 
und ihre Folgen

Vor  diesem  Hintergrund  hat  der 
Scholz-Auftritt in den USA, wo er wei-
tere Mittel für die Aufrüstung der Uk-
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raine  einforderte,  die  Rolle  Deutsch-
lands noch mal besonders kenntlich ge-
macht.  Nicht  Scholz  hat  die  Rollen ge-
tauscht,  vielmehr  haben  manche  Kriti-
ker  plötzlich  festgestellt,  dass  ihre  Er-
zählung  von  der  von  den  USA  in  die 
Kriege getriebenen Nation nicht der Re-
alität entspricht.

Doch welche Konsequenzen zieht die 
Antikriegsbewegung daraus? Sie müsste 
sich mit  dem deutschen Imperialismus 
beschäftigen, der ganz klar auf Konfron-
tationskurs  geht.  Von  der  deutschen 
Kriegstüchtigkeit  ist  allenthalben  die 
Rede. Da gibt es allerdings kein linksli-
berales Institut, das hier ein neues Un-
wort des Jahres kreiert. Denn ein Groß-
teil  des linksliberalen Milieus ist einge-
bettet in diesen neuen deutschen Impe-
rialismus, der vom deutschfreundlichen 
ukrainischen Nationalismus und seinen 
antisemitischen Flügel nicht reden will.

Gegen Rechts heißt nicht mehr 
gegen Krieg

Auch  auf  den  Massendemonstratio-
nen  gegen  Rechts,  die  in  den  letzten 
Wochen überall in Deutschland stattfan-
den,  ist  nicht  bekannt  geworden,  dass 
da jemand auf diese Traditionslinie hin-
gewiesen und gegen den Aufrüstungs-
kurs unter  dem Label  Ukraine-Solidari-
tät  protestiert  hätte.  Das  wäre  wohl 
auch  bei  einem  Großteil  der  Demons-
tranten und den meisten der beteiligten 
Organisationen nicht gut angekommen.

Da ist es auch nur konsequent, wenn 
in  München der  alljährlich  parallel  zur 
sogenannten  Sicherheitskonferenz 
stattfindenden  Friedenskonferenz  in 
diesem Jahr die Gelder gestrichen wur-
den.  Beantragt  wurde  das  auch  von 
SPD,  Grünen  und  Volt  im  Münchner 
Stadtrat. 

Die Organisator*innen sammeln jetzt 
Geld,  weil  sie  die  Kosten  allein  tragen 
mussten. 

Keinen Cent für Friedensarbeit?
Dabei ging es auf der Konferenz nicht 

um die Verbreitung "prorussischer" Po-
sitionen: Eine der Referentinnen war die 
belarussische Journalistin, Friedens-und 
Menschenrechtsaktivistin  Olga  Karach, 
die sich für das Recht auf Kriegsdienst-
verweigerung einsetzt und davor warnt, 
dass ihr Land auf russischer Seite in den 

Krieg  eintritt  und  wehrfähigen  Män-
nern rät, in diesem Fall zu fliehen.

Aber was interessiert das deutsche 
Parteien, die lieber Waffen liefern, als 
russischen  Deserteuren  und  Kriegs-
dienstverweigerern Schutz zu bieten?

In einem Land, das sich wehrbereit 
und kriegstüchtig machen will, gibt es 
keinen Cent mehr für Friedensarbeit. 
Schließlich muss der Burgfrieden be-
wahrt bleiben. Dann werden von fast 
allen  Parteien  massive  soziale  Ein-
schnitte angekündigt,  damit  die Rüs-
tung erhöht werden kann. Das könnte 
spätestens, wenn die Folgen spürbar 
werden, noch zu größeren Protesten 
führen.

Das soll verhindert werden, in dem 
jede Position zur Ukraine, die nicht die 
Linie  des  deutschen  Imperialismus 
affirmiert,  als  "prorussisch"  aus  dem 
Diskurs ausgegrenzt wird.

Die Mär vom Lumpen-
Pazifismus

Wie  das  funktioniert,  hat  Gerald 
Grüneklee in seinem kürzlich im Man-
delbaum-Verlag  erschienenen  Buch 
"Nur Lumpen werden überleben" gut 
beschrieben. Der ungewöhnliche Titel 
bezieht  sich  auf  das  Gerede  über 
"Lumpen-Pazifismus" von Linkslibera-
len,  die  damit  Menschen  und  Grup-
pen, die nicht kriegsbereit waren und 
sind, diffamieren.

Grüneklee  zeichnet  nach,  dass  es 
eine  lange  reaktionäre  Tradition  ist, 
bestimmte  Menschen  als  Lumpen 
ausgrenzen  zu  wollen.  Statt  dessen 
übernimmt der Autor den Begriff als 
einen Ehrentitel.  Der Autor widerlegt 
die ganzen Phrasen, die seit zwei Jah-
ren rund um die Ukraine immer wie-
der verbreitet werden und bis in einst 

deutschlandkritische Milieus Wirkung, 
wenn  plötzlich  "Zwei  drei,  viele 
Maidans"  gefordert  und  damit 
deutschnationale  Geopolitik  unter-
stützt wird.

Gegen Faschismus und Krieg: 
Out, aber richtig

Grüneklee  vertritt  in  seinen  Buch 
Positionen, die vor 30 Jahren im Jugo-
slawien-Konflikt  in  der  außerparla-
mentarischen Linken fast Konsens wa-
ren,  aber  heute  Probleme  haben, 
überhaupt geduldet zu werden :

Derzeit  ist  in  Mitteleuropa eine  nati-
onalistische  und  militärische  Formie-
rung  zu  erleben,  wie  es  sie  seit  1945  
nicht mehr gab. "Nie wieder Krieg, nie  
wieder  Faschismus!"  ist  trotz  alledem  
der Ausgangspunkt dieses Buches.

Deshalb ist dieses Buch erstens antifa-
schistisch  –  und  wirft  aus  dieser  Per-
spektive einen genauen Blick auf die Uk-
raine.

Es  ist  zweitens  antimilitaristisch  und  
betrachtet  deshalb Waffen als  Teil  des  
Problems und nicht als Teil der Lösung –  
auch dann, wenn es um legitime natio-
nale Selbstverteidigung geht. »Nur Lum-
pen  werden  überleben«  ist  drittens  
staatskritisch  –  und  stellt  deshalb  an-
stelle von Fragen nach »angemessenen  
Militärstrategien« oder der Staatsdiplo-
matie die Perspektive der antimilitaristi-
schen  Bewegungen  und  Individuen  in  
den Mittelpunkt.

(Gerald  Grüneklee,  Nur  Lumpen 
werden überleben)

Es wird sich zeigen, ob in einer Zeit , 
wo sich Scholz in den USA als Antrei-
ber  des  Ukraine-Konflikts  präsentiert 
und damit  die deutsche Rolle kennt-
lich macht, auch wieder größere anti-
militaristische Proteste entstehen.
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EU-Militarisierung als Subsystem der globalen NATO
Zusammenfassung  eines  Beitrages  von 

Jochen Scholz im Rahmen eines Webinars 
der Initiative Frieden-Links vom 22.2.2024.

Oberstleutnant  a.D.  Jochen  Scholz  war 
bis 2000 Berufsoffizier und Referent beim 
Generalinspekteur der Bundeswehr.

Inhaltliche Zusammenstellung und Bear-
beitung: Karl-Heinz Peil

Jochen Scholz begann seinen Beitrag 
mit einer grundsätzlichen Kritik, nämlich 
die im linken Spektrum und auch in Tei-
len  der  Friedensbewegung  verbreitete 
Vorstellung, dass die Europäische Union 
eine eigene politische Agenda verfolge 
und bestrebt sei, diese unabhängig von 
den USA durchzusetzen. Hierzu zitierte 
Jochen Scholz zwei wichtige Beispiele.

Wolfgang  Ischinger, der  bis  2022 
auch  die  Münchner  „Sicherheitskonfe-
renz“  leitete,  schrieb  Ende  2016  nach 
der  Wahl  von  Donald  Trump  zum  US-
Präsidenten einen Leitartikel in der New 
York Times. Er führte dabei aus, dass die 
Europäer zwar keine einfachen Partner 
sein mögen und dass selbst Obama oft 
frustiert über Europas Unentschlossen-
heit gewesen sei, dass aber dessen un-
geachtet  Donald  Trump  keinen  besse-
ren Partner für die Zusammenarbeit fin-
den  könne,  zwecks  Durchsetzung  der 
strategischen  US-Interessen  und  Ver-
stärker  für  die  militärische  Macht  der 
USA.  Damit  widersprach  Ischinger  der 
Darstellung von Trump, dass die EU nur 
Trittbrettfahrer der militärischen Macht 
der USA sei.

Von  Klaus  Naumann,  früherer  Bun-
deswehrgeneral, der in den 90er Jahren 
Generalinspekteur der Bundeswehr und 
Vorsitzender des NATO-Militärausschus-
ses war, wurde kürzlich ein Leserbrief in 
der FAZ als Reaktion auf einen Leitarti-
kel in Bezug auf Donald Trump und sei-
nen Wahlkampf veröffentlicht:

„Er [Donald Trump] scheint nicht zu be-
greifen, das die einzige globale maritime 
Macht dieser Welt, die USA, ihre Welt-
machtrolle nur behalten wird, wenn sie die 
europäische Gegenküste kontrollieren 
kann. Das ist ein militärischer Fachaus-
druck. Nur von Europa aus kann Amerika 
seine Macht in den kritischen Raum des er-
weiterten Nahen Ostens nach Afrika und in 

den Indischen Ozean so projizieren, dass 
der globale strategische Gegenspieler 
China dort nicht dauerhaft Fuß fassen 
kann.“

Als  Skandal  sieht  Jochen  Scholz 
nicht,  was beide damit ausdrücken – 
was  ja  auch  den  Tatsachen entsprä-
che  –  sondern  dass  beide  eindeutig 
dahinter  stehen  würden.  Das  heißt, 
dass  ein  US-Konzept  begrüßt  wird, 
das gegen die eigentlichen Interessen 
der Europäer und natürlich auch ins-
besondere Deutschlands gerichtet ist.

Dazu erfolgte von Jochen Scholz ein 
kurzer  Rückgriff  in  die 
Geschichte, um zu ver-
stehen,  wie  es  über-
haupt zu dieser unkriti-
schen Distanz bzw. Un-
terordnung  gegenüber 
den geopolitischen Vor-
stellungen  der  USA 
kommen konnte.

Die USA haben dem-
nach  seit  1945  eine 
sehr  geschickte,  auf 
drei  Säulen beruhende 
Strategie entwickelt.

Militärisch – die 
erste Säule

Wir  kennen  alle  das 
Zitat von Lord Ismay, dem ersten Ge-
neralsekretär der Nato, 1949 über den 
Zweck der Nato, d.h. „to keep the Russi-
ans out, the Americans in, and the Ger-
mans down“ (die Russen rauszuhalten, 
die US-Amerikaner hier in Europa und 
die Deutschen unter Kontrolle zu hal-
ten).

Politisch – die zweite Säule
Um  zu  propagieren,  dass  die  So-

wjetunion sowohl ideologisch als auch 
militärisch  expansiv  sei,  wurde  1948 
das „American Commitee on United Eu-
rope“ (Amerikanisches Komitee für ein 
vereinigtes  Europa)  gegründet.  Ge-
schäftsführer  wurde  der  ehemalige 
Geheimdienstchef des Office of  Stra-
tegic Services (OSS – Vorgängerorga-
nisation  der  CIA  im  zweiten  Welt-
krieg),  William J. Donovan, sein Stell-
vertreter der spätere CIA-Direktor Al-
len Welsh Dulles.

Damit  erfolgte  eine  umfassende 
Einflussnahme  auf  die  westeuropäi-
sche  Bewegung  zu  einer  politischen 
Staatengemeinschaft. Hierbei spielten 
wiederum Robert Schuman und Jean 
Monnet eine  maßgebliche  Rolle,  die 
beide zusammen als Gründungsväter 
der europäischen Einigung bezeichnet 
werden. Insbesondere letzterer hatte 
in seinem gesamten Leben seit  dem 
Ersten Weltkrieg intensivste Beziehun-
gen zu politischen Kreisen in den USA.

Jochen Scholz verwies darauf,  dass 
hierüber  auch eine Finanzierung der 
europäischen Einigungsbewegung er-

folgt  sei,  wobei  er  sich  auf 
Forschungen  eines  US-Wis-
senschaftlers bezog, der vor-
mals  geheime  Dokumente 
auswerten konnte, die erst in 
jüngerer  Zeit  freigegeben 
wurden.  Diese  Auswertung 
wurde  wiederum  von  dem 
britischen  Journalisten  Am-
brose Evans-Pritard für den 
(politisch  konservativen) 
Daily Telegraph publiziert.

Unterordnung der EU 
offiziell dokumentiert

Dass  die  EU  mit  ihrer Ge-
meinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik (GASP) keineswegs 

eigene  von  den  Amerikanern  unab-
hängige  Interessen  verfolgt,  ergibt 
sich  aus  zwei  Abkommen  zwischen 
der EU und der NATO.

Das erste ist das sogenannte Berlin-
plus-Abkommen aus  dem  Jahre  2003 
wo die militärische Priorität  der  (US-
geführten)  NATO  gegenüber  der  EU 
festgelegt wurde und jegliche Art von 
Konkurrenz zu vermeiden sei.

Das zweite Dokument ist  eine  „Ge-
meinsame Erklärung zur  Zusammenar-
beit  zwischen  der  EU  und  der  NATO“ 
vom  Januar  2023,  das  in  14  Einzel-
punkten ähnlich gelagerte Festlegun-
gen enthält.

Drittens: Soft Power
Damit deklarierte Jochen Scholz die 

zahllosen  transatlantischen  Denkfa-
briken,  wie  z.B.  die  Atlantikbrücke, 
„The German Marshall Fund of the Uni-
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ted States“ und das „American Council on 
Germany“. Dazu gehört auch das „Young 
Leadership  Program“,  worüber  das  Per-
sonal rekrutiert wird, welches in Medien 
und Politik gebraucht wird, um US-Inter-
essen  in  Europa  durchzusetzen.  Frau 
Baerbock hat dieses Programm ja auch 
durchlaufen.

Diese  Säule  der  Einflussnahme  ist 
praktisch noch effektiver als die militäri-
sche und politische Säule, weil hierüber 
entscheidende Köpfe so gesteuert wer-
den, dass sie überhaupt nicht mehr an-
ders denken können als in transatlanti-
schen Kategorien.

Zur Grafik: Diese Bildmontage aus dem Jahr 
1953 – für den CDU-Bundestagswahlkampf - 
zeigt einen sowjetischen Soldaten vor dem 
Frankfurter Römer. (Quelle: Konrad-Adenauer-
Stiftung / Wikipedia). Ein ähnliches Plakat gibt 
es mit dem Kölner Dom als Hintergrund. 

Die „russische Gefahr“ als 
Neuauflage

Eine Frage, die in der anschließen-
den Diskussion an Jochen Scholz ge-
stellt  wurde, lautete: Was hat die EU 
von  dieser  Unterordnung?  Die  Ant-
wort: Überhaupt nichts. Um dieses zu 
unterstreichen, verwies er auf den US-
Vordenker  Brzezinski,  der  seinerzeit 
in  seinem  Buch  „Das  große  Schach-
brett“  die  Rolle  der  Europäer  als  tri-
butpflichtige  Vasallen  beschrieben 
hat, womit er auf einen Begriff zurück 
griff, der das römische Imperium der 
Antike charakterisierte.

Ergänzend  führte  Jochen  Scholz 
noch aus: Während man zu Zeiten des 
Kalten Krieges permanent die sowjeti-
sche  Bedrohung  in  grellen  Farben 
darstellte, erlebe man das derzeit wie-
der bezüglich Russland. Personalisiert 
auf Putin werden aggressive militäri-
sche Ziele in Osteuropa unterstellt. 

Dazu verwies er auf Willy Wimmer. 
Dieser  war  1988  parlamentarischer 
Staatssekretär im Verteidigungsminis-
terium.  Bei  einem  Vortrag  im  CIA-
Hauptquartier  in  Langley  wurde  klar 
formuliert, dass die Sowjetunion nach 
1945  in  Osteuropa  vor  dem  Hinter-
grund ihrer historischen Erfahrungen 
nur defensive Maßnahmen getroffen 
habe. Dennoch wird selbiges Märchen 
wieder neu aufgelegt. 

Es  nutze  Putin  nichts,  dass  er  be-
reits wiederholt auf das teilweise noch 
unerschlossene  riesige  Territorium 
Russlands zwischen Moskau und Wla-

diwostok verwiesen habe und deshalb 
keinerlei  territorialen  Ansprüche  z.B. 
an das Baltikum bestünden.

Die 2022 beschlossenen Sanktionen 
der  EU gegen Russland  wurden von 
den  USA  initiiert,  aber  im  wesentli-
chen nur von der EU umgesetzt – zum 
eigenen  wirtschaftlichen  Schaden, 
auch zugunsten der USA. Für Jochen 
Scholz  könne  das,  was  die  deutsche 
Politik hier in Bezug auf nationale In-
teressen betreibt, auch als Hochverrat 
bezeichnet  werden,  soweit  man  das 
nicht  im  anders  definierten  juristi-
schen Sinne verstehe. 

Das  beste  Beispiel  hierfür  sei  jene 
bekannte Szene gewesen, wo Bundes-
kanzler  Scholz  in  Washington  re-
gungslos  neben  US-Präsident  Biden 
gestanden habe,  als  dieser  offen er-
klärte, dass man Nordstream 2 stop-
pen könne.

Als Ausblick auf absehbare Entwick-
lungen  kritisierte  Jochen  Scholz  die 
Beteiligung der deutschen Marine im 
Indopazifik  nicht  wegen  der  seiner 
Ansicht  nach  lächerlichen  militäri-
schen  Drohgebärden  gegenüber 
China, sondern als Ausdruck der tota-
len Unterordnung und als Aktivitäten 
gegen eigene Interessen bzw. der EU. 
Sein Schlusssatz lautete:

„Notwendig ist ein friedliches, kooperati-
ves Verhältnis aller Staaten zueinander 
und miteinander auf dem eurasischen 
Kontinent. Aber die deutsche Politik und 
damit auch die EU-Politik macht genau 
das Gegenteil“.  

Der Ukraine-Krieg geht in eine neue, 
bedrohliche Phase
[...] Wir wechseln vom Stellvertreterkrieg, in dem die Uk-
raine für den Westen gegen Russland kämpft, zur direkten 
Kriegsbeteiligung, in der der Westen in der Ukraine gegen 
Russland kämpft.
Scholz sträubt sich zwar noch, diese bittere Wahrheit ein-
zugestehen. Deutschland dürfe keine Kriegspartei werden, 
erklärte er. Doch Frankreich und Großbritannien stecken 
schon knieftief im ukrainischen Sumpf, wie Scholz selbst 
en passant verraten hat.
Kurz danach hat Macron ausgeplaudert,  dass einige EU- 
und  Nato-Länder  nicht  nur  inoffiziell  und  heimlich,  son-
dern ganz offiziell in den Krieg ziehen wollen. Es gebe zwar 
noch keinen Konsens, doch die „Dynamik“ gehe in diese 
Richtung, so der Franzose.

Auch die Planung geht in diese Richtung. So fordert der 
französische EU-Kommissar Breton eine Kriegswirtschaft, 
um der  russischen Aufrüstung etwas  entgegenzusetzen. 
am 5. März will die EU-Kommission entsprechende Pläne 
vorstellen.
Offenbar soll es ähnlich laufen wie in der Coronakrise: Die 
EU-Kommission  soll  die  Beschaffung  übernehmen  und 
Verträge mit  der  Rüstungsindustrie  aushandeln.  Die  EU-
Staaten sollen die Waffen dann abnehmen und an die Uk-
raine weiterreichen oder selbst einsetzen.
Damit droht nicht nur dieselbe Geheimniskrämerei wie vor 
drei Jahren, als Milliardenverträge hinter dem Rücken der 
Öffentlichkeit  und  des  Europaparlaments  geschlossen 
wurden. Es droht auch eine massive Aufrüstung, die in den 
großen Krieg münden könnte…

Quelle: Lost in Europe / lostineu.eu (4.3.2024)
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Welche Alternativen gibt es zur NATO und der EU-Militarisierung?
von Reiner Braun

Der  nachfolgende  Text  ist  die  bearbei-
tete Textfassung eines Beitrages zum We-
binar  der  Initiative  Frieden-Links  vom 
22.2.2024:  „EU-Militarisierung  und  Glo-
bale NATO“

Kriege scheinen – wenn m an dem po-
litischen Mainstream folgt, die logische 
Konsequenz  einer  „Politik  mit  anderen 
Mitteln“ zu sein, um den selbstdefinier-
ten und selbsternannten „Aggressor“ in 
die Schranke zu weisen.

Dabei  ist  nicht  nur  der  „Aggressor“, 
sei  es  Russland,  China,  Iran  oder  wen 
immer  der  Westen  in  kolonialistischer 
Manier dazu erklärt, eine Erfindung, die 
eigene  Hegemonialinteressen  nur  not-
dürftig tarnen kann, auch die Aussage, 
es gibt zu dieser Politik keine Alternative 
ist eine Lüge.

Prinzipielle Alternativen
Diese kann man mit folgenden Stich-

worten umschreiben:
>  Ablehnung  und  Abschaffung  von 

Kriegen
>  Nein  zu  Militarisierung  und  wahn-

witziger Aufrüstung
> Entwicklung von Kriterien für alter-

native Sicherheitsstrukturen.

Konzept der gemeinsamen 
Sicherheit: 1982 und 2022

Die Kommission, die 1980 als „Unab-
hängige  Kommission  für  Abrüstungs- 
und Sicherheitsfragen“ von Olof  Palme 
auf dem Höhepunkt des Kalten Krieges 

eingesetzt  wurde,  entwickelte  das 
1982  vorgestellte  Konzept  der  Ge-
meinsamen Sicherheit – die Idee, dass 
Nationen und Bevölkerungen sich nur 
sicher fühlen können, wenn sich auch 
ihr Gegenüber sicher fühlt. Die Palme-
Kommission  legte  eine  Reihe  von 
„Grundsätzen“ fest  –  unter anderem, 
dass  alle  Nationen  ein  Recht  auf  Si-
cherheit haben, dass militärische Ge-
walt  kein  legitimes  Mittel  zur  Beile-
gung von Streitigkeiten zwischen Nati-
onen  ist  und  dass  Rüstungsreduzie-
rungen  und  -begrenzungen  für  die 
gegenseitige  Sicherheit  notwendig 
sind.

Dieser Bericht wurde 2022, d.h.  40 
Jahre  später,  fortgeschrieben  durch 
die  gemeinsamen  Report  „Common 
Security 2022 – For our shared Future“, 
herausgegeben vom Olof-Palme-Cen-
ter in Stockholm, dem Internationalen 
Friedensbüro  und  dem  Weltgewerk-
schaftsbund (ITUC). Darin heißt es (in 
der  deutschen  Fassung  vom  April 
2022):

Es ist Zeit für eine Erneuerung des glo-
balen Sicherheitssystems auf der Grund-
lage gemeinsamer Sicherheitsprinzipi-
en. Wir brauchen jetzt mehr denn je ein 
starkes und effizientes multilaterales 
System für Frieden und Sicherheit. Um 
das Ruder herumzureißen, müssen wir:

> Die UN-Charta auf der Grundlage der 
Rechte und Pflichten von „uns, den Völ-
kern“ bekräftigen.

> Den Aufruf des UN-Generalsekretärs 
zu einem weltweiten Waffenstillstand als  
Ausgangspunkt für Friedensprozesse in 
verschiedenen Regionen der Welt wie-
derbeleben und umsetzen.

> Das humanitäre Völkerrecht dringend 
stärken.

> Stärkung des Vertrauens zwischen 
Staaten und Völkern, damit Länder mit 
unterschiedlichen Systemen, Kulturen, 
Religionen und Ideologien gemeinsam 
an globalen Herausforderungen arbei-
ten können.

> Aufbau einer Weltordnung, die sich an 
den Bedürfnissen der Menschen orien-
tiert. Es gibt keine Entwicklung ohne 
Frieden und keinen Frieden ohne Ent-
wicklung.

> Gewährleistung einer integrativen Re-
gierungsführung auf allen Ebenen der 
Gesellschaft, um die demokratischen 
Grundsätze und die Einbeziehung von 
Frauen, jungen Menschen und Minder-
heiten zu gewährleisten.

Der Grundgedanke ist: Alle Staaten 
haben  ein  Recht  auf  Sicherheit,  und 
diese  Sicherheit  ist  nur  miteinander 
und nicht gegeneinander möglich. Im 
Atomzeitalter  kann  der  Krieg  nicht 
länger ein Mittel der Politik, sondern 
nur  noch  ein  Anlass  zur  Zerstörung 
von nie gekanntem Ausmaß sein. 

Ein  Konzept  der  gemeinsamen  Si-
cherheit muss anstelle der bisherigen 
Abschreckung  und  Hochrüstung  tre-
ten. Statt der Drohung der gegenseiti-
gen Auslöschung sind Frieden und Si-
cherheit  nur  miteinander  und  nicht 
gegeneinander möglich. 

Alle Staaten haben ein legitimes Si-
cherheitsinteresse, das berücksichtigt 
werden muss. Dieser Bericht war und 
ist – ebenso wie seine Fortschreibung 
2022 konservativ und revolutionär zu-
gleich.

Konservativ ist dieses Konzept, weil 
es  nicht  die  Veränderung von Syste-
men  und  Regierungskonstellationen 
voraussetzt,  sondern diese als  gege-
ben akzeptiert. Das heißt, eine Sicher-
heitsarchitektur muss mit denen ent-
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wickelt  werden,  die  politische  Macht 
und  Regierungskompetenz  haben.  Ob 
die uns im einzelnen Fall gefallen oder 
nicht,  darf  hierbei  keine  Rolle  spielen, 
d.h.  ein  „Regime  Change“  darf  keine 
Voraussetzung sein.

Revolutionär ist diese politische Kon-
struktion,  weil  damit  Krieg  als  Institu-
tion überwinden werden kann und da-
mit  ein  Jahrhunderte  alter  Traum  der 
Menschheit,  nämlich  Krieg  abzuschaf-
fen, erreicht werden kann.

Diese  Kerngedanken müssen  sowohl 
regional  wie  auch  global  umgesetzt 
werden.  Das  heißt,  dieses  gilt  sowohl 
für Europa als auch für alle anderen Re-
gionen  dieser  Welt  mit  Konfliktpoten-
zial.  Voraussetzung  dafür  ist  aber  ein 
politischer  Wille,  der  aktuell  nicht  vor-
handen ist.

Was heißt das für NATO und die 
Europäische Union?

Die NATO ist  zu einer Politik der ge-
meinsamen Sicherheit nicht kompatibel, 
d.h. diese muss überwunden bzw. auf-
gelöst werden, da ein inklusives Sicher-
heitssystem  und  Exklusivität  sich  aus-
schließen. Das erfordert eine grundsätz-
liche Neuorientierung basierend auf ei-
ner  Friedensarchitektur.  Ob dieses nur 
mit  einer  Überwindung  der  Europäi-
schen Union möglich ist, soll  an dieser 
Stelle offen bleiben. 

Diese  Frage  stellt  sich  aber  ohnehin 
aufgrund der sich vertiefenden sozialen 
Spaltungen und der Demokratiedefizite 
in der EU. In der Konsequenz hieße das 
zumindest  eine  grundlegende  Neuori-
entierung, während für die NATO defini-

tiv  nur  eine  Beendigung  in  Betracht 
kommt.

Für Europa heißt das:
> Wir brauchen eine neue Entspan-

nungspolitik  KSZE/OSZE  2.0 -  an-
knüpfend  an  die  KSZE  und  deren 
Schlussakte  von  Helsinki  1975,  aber 
mit einem viel stärkeren Focus auf Ab-
rüstung, denn nur diese ist die Materi-
alisierung  der  Entspannungspolitik. 
Dieses  ist  ein  längerer  Prozess,  der 
mit ersten Schritten der Vertrauensbil-
dung beginnen muss.

> Eine neue Friedensarchitektur in 
Europa ist nur mit Russland denkbar 
und möglich und zwar muss Russland 
in die Entwicklung dieser Friedensar-
chitektur  vom  ersten  Augenblick  an 
partnerschaftlich – unter Berücksichti-
gung  der  Sicherheitsinteressen  aller 
Seiten – einbezogen werden.

Was heißt das für uns als Friedens-
bewegte? Wir müssen zunächst inten-
siver darüber nachdenken, wie wir die 
Diskussion über  gemeinsame Sicher-
heitspolitik und eine neue Friedensar-
chitektur gegen den Militarismus wie-
der  stärker  in  die  politische  Diskus-
sion bringen.

Historische Beispiele: 
Friedensdiplomatie von unten

Wir müssen wieder stärker darüber 
nachdenken,  was  in  den  70er  und 
80er  Jahren  als  Friedensdiplomatie 
von unten bezeichnet wurde.

Das  heißt  aktuell:  Wie  können  wir 
als Friedens und soziale Bewegungen 
wieder  unsere  Kontakte  nach  Russ-
land  intensivieren,  denn  ohne  einen 

Friedensprozess mit Russland wird es 
keine  europäische  Friedensordnung 
und  damit  auch  keine  globale  Frie-
densordnung gebe.  Dieses muss un-
abhängig davon gesehen werden, ob 
uns  Russland  auf  der  Regierungs-
ebene passt oder nicht.

Wir müssen deshalb darüber nach-
denken,  ob  die  Friedensbewegung 
dazu beitragen kann,  damit  Gewerk-
schaften,  Kirchen,  Sportvereine  und 
Künstler  ihre  Beziehungen  zu  Russ-
land zu Menschen in Russland und In-
stitutionen dort weiterentwickeln kön-
nen. Im globalen Maßstab gilt das na-
türlich  auch  für  die  konfliktbeladene 
Zusammenarbeit mit China.

Vertrauensbildung durch die 
Politik

Wir  haben  im  nächsten  Jahr  2025 
den  50.  Jahrestag  der  Konferenz  für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Eu-
ropa.  Eine große Jubiläumskonferenz 
könnte  nun  nicht  mehr  in  Helsinki 
stattfinden, da Finnland inzwischen zu 
einem aggressiven NATO-Partner ge-
worden ist. 

Wir  müssen  darüber  nachdenken, 
wie wir als Friedensbewegung auf die-
ses  Datum  orientieren,  um  den  Ge-
danken der Politik der gemeinsamen 
Sicherheit zu reaktivieren. Eine solche 
Konferenz könnte entweder in Dublin 
oder in Wien stattfinden.

Weitere Kriterien, woran sich alter-
native  Sicherheitsstrukturen  orientie-
ren müssen, ist die Absage an Block-
konfrontation  und  die  Verstetigung 
von Feindbildern.

 

  Nein zu NATO-Bodentruppen in der Ukraine - 
  Brandstifter Macron stoppen
Die Initiative Nie wieder Krieg-Die Waffen nieder verur-
teilt  aufs Schärfste den Vorstoß des französischen Präsi-
denten Macron, Bodentruppen aus NATO Ländern im Uk-
rainekrieg einzusetzen.
Bei einer Konferenz zur Unterstützung der Ukraine in Pa-
ris, hatte Macron am 26. Februar gesagt: „Es gibt heute kei-
nen Konsens - offiziell beschlossen – für den Einsatz von Bo-
dentruppen.  Aber  nichts  darf  ausgeschlossen  werden.  Wir  
werden alles tun, was nötig ist, damit Russland diesen Krieg  
nicht gewinnt.“(Le Monde, 27.2.2024). Zur Frage der Entsen-
dung  französischer  Truppen  sagte  er:  „Ich  habe  absolut  
nicht gesagt, dass Frankreich nicht dafür wäre.“

Macrons  Vorstoß  ist  brandgefährliches  Abenteurertum. 
Eine derart  dramatische Eskalation zieht  ganz Europa in 
den Abgrund eines großen Krieges hinein.
Wie der Verlauf des Krieges gerade in diesen Tagen in der 
Ukraine zeigt,  ist  die  militärische Option gescheitert.  Sie 
hat schon jetzt zu unermesslichem Leid, Elend und Zerstö-
rung geführt, einen neuen Eisernen Vorhang durch Europa 
hochgezogen und das politische Klima auf dem Kontinent 
für Jahre vergiftet.
Es ist jetzt höchste Zeit für einen Waffenstillstand und den 
Beginn von Verhandlungen.
Wir fordern von der Bundesregierung, sich eindeutig von 
Macrons Vorstoß zu distanzieren.

Quelle: Pressemitteilung vom 27.2.24 
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Buchbesprechung

Moral statt Analyse – auch ein friedenspolitisches Problem
Peter Wahl: Der Krieg und die Linken. Hamburg (Verlag VSA), 97 Seiten, 1. Auflage Nov. 2023, € 10

Das Bändchen beginnt mit einem kur-
zen  und  scharfsinnigen  Blick  auf  das 
Verhältnis  der  Linken  zum  Krieg  wäh-
rend  des  vergangenen  Jahrhunderts 
und kommt zu dem geradezu zwingen-
den  Schluss,  dass  nicht  identitäre  Ge-
meinschaftsgefühle,  scheinbar  morali-
sche  (und  von  interessierter  Seite  ge-
schürte)  Stellungnahmen,  sondern  nur 
rationale Analysen, die auf Sachkompe-
tenz basieren, Wege zu einer Konfliktlö-
sung eröffnen können.

Solche Sachkompetenz versucht Wahl 
exemplarisch  zu  vermitteln,  indem  er 
ein Kapitel theoretischen Betrachtungen 
und der Frage des analytischen Heran-
gehens  widmet:  „…  die  Trennung  von 
sachlicher  Analyse  der  bestehenden  Ver-
hältnisse  und  der  normativen  Orientie-
rung zu deren Veränderung ist  eine not-
wendige … Bedingung erfolgreiche politi-
scher Praxis.“ (S. 24). 

Genau diese Notwendigkeit exemplifi-
ziert  der  Autor  dann an  dem Streit  in 
der  Linken  am  Beispiel  des  Ukraine-
Kriegs.  Dieser  wird  erst  verständlich 
durch die kühle Analyse des Internatio-
nalen Systems, der geopolitischen Rah-
menbedingungen, der Machtressourcen 
der  beteiligten  Staaten  und  ihrer  (ex-
trem  unterschiedlichen)  Handlungs-
spielräume.  Hinzu  kommt  in  diesem 
Falle,  dass sich das Internationale Sys-
tem  im  konfliktreichen  Übergang  vom 
unipolaren  zum  multipolaren  System 

befindet. 
All  dies  geschieht  vor  dem Hinter-

grund  wechselseitiger  und  die  Exis-
tenz  der  Gattung Mensch bedrohen-
der  atomarer  Vernichtung.  Zum Ver-
ständnis  eines  Konflikts  gehört  auch 
seine  Vorgeschichte,  die  knapp  und 
präzise referiert wird: Der Krieg in der 
Ukraine begann also nicht mit der völ-
kerrechtlichen  Invasion  am  24.  Fe-
bruar  2022,  er  hatte  eine  Vorge-
schichte, die Öffnungen für eine früh-
zeitige diplomatische Vermeidung er-
möglicht hätten. 

Ein  wichtiges  Anliegen  für  Peter 
Wahl ist der Verweis auf die Moral, die 
zur Rechtfertigung von Krieg benutzt 
wird.  Der Rückgriff auf die Moral er-
möglicht die – scheinbar so einfache – 
Trennung der Lager in Gut und Böse, 
denn „Moral  analysiert  nicht,  sondern  
urteilt und verurteilt.“ (S. 65). Damit ver-
hindert sie rationale Analyse und ver-
baut dadurch auch die Suche nach Lö-
sungen, die nach der Bearbeitung der 
Konfliktursachen,  ihren  strukturellen 
und historischen Wurzeln sucht. 

Gerade an den derzeitigen Konflik-
ten  zwischen Israel  und der  Ukraine 
lässt  sich  die  vereinfachende  und 
letztlich ins Ausweglose führende mo-
ralische  Herangehensweise  demons-
trieren: Solcherlei Berufung auf Moral 
macht  die  vertretene  Position  unan-
greifbar.  Ja,  sie  vermag  es,  massen-
hafte  Opfer  von  Menschenleben  um 
der  Moral  willen  zu  rechtfertigen, 
muss doch das oder der Böse ausge-
rottet werden, damit das Gute siegen 
kann. 

Genau  an  dieser  Stelle  pervertiert 
sich die vereinfachte Berufung auf die 
Moral,  wendet  sich  zum  Bellizismus 
und verlässt die Grundlagen der Mo-
ral,  indem sie  letztlich  die  Gleichheit 
der  Menschen  verneint.  Und,  welch 
ein  Zufall,  „Wir“  sind  immer  bei  den 
Guten,  die  Bösen  sind  die  Anderen. 
Daher  ist  „der  Absolutheitsanspruch 
von Moral  … ein Hindernis  für  Kom-
promiss und Diplomatie.“ (S. 59). Peter 
Wahl illustriert dies an der bis heute 
nicht  abgeschlossenen  Debatte  über 
die Schuldfrage im 1. Weltkrieg wie im 
Georgienkrieg.

Zum Schluss kommt Peter Wahl zu-

rück  auf  die  Frage  nach  Krieg  und 
Frieden und warum sie die Linke (ge-
meint ist hier nicht nur die Partei) zer-
reißt  und schon zerrissen hat.  Dabei 
geht es ihm vor allem darum, dass die 
Linke eine eigene, von der des herr-
schenden  Blocks  verschiedene  und 
theoretisch  fundierte  Position  entwi-
ckelt. Dies geht nicht ohne die Analyse 
des in Transformation befindlichen In-
ternationalen Systems und der dieses 
prägenden Mächte und Interessen.

Die  im  Gang  befindliche  Entwick-
lung zur  Multipolarität  könnte zu ei-
ner Demokratisierung des Internatio-
nalen Systems beitragen. Hierzu muss 
sich die Linke positionieren. Sie wird 
auch  nicht  darum  herumkommen, 
eine eigenständige Position zum Nah-
ostkonflikt zu entwickeln.

Dieses  kleine  Bändchen  hat  es  in 
sich: Auf knappem Raum und in lesba-
rer Sprache wird überzeugend auf die 
Zusammenhänge  hingewiesen,  die  – 
seien sie geopolitischer oder ideologi-
scher Art – unverzichtbar sind für die 
Analyse der Entstehung und damit zur 
(konfliktlösenden!)  Bearbeitung  von 
Konflikten und Krisen der Gegenwart. 
Eine Vielzahl von Belegen ermöglicht 
den  vertieften  Einstieg  in  die  entwi-
ckelte Argumentation und eine breite 
Empirie. 

So  stellt  dieser  Band einen  wichti-
gen Beitrag dar zur Entwicklung eines 
lösungsorientierten  Weges  in  Rich-
tung auf  mehr  Frieden und gemein-
same Sicherheit in einer Welt, die im-
mer mehr Kriege produziert und den-
noch in bewaffneter Gewalt Lösungen 
zu finden behauptet. Erst eine solche 
Politik  kann es  ermöglichen,  die  mit 
falscher Moral  unterfütterte Behaup-
tung aus der Welt zu schaffen, durch 
die  Vernichtung  von  immer  mehr 
Menschenleben  könnten  die  Men-
schenrechte geschützt werden. 

Der hier verfolgte Ansatz beantwor-
tet  im Ausblick  auch die  heiß  disku-
tierte Frage nach strategischer Auto-
nomie der EU, die nicht in einer weite-
ren  Militarisierung  liegen  kann,  son-
dern des Einstiegs in eine Welt ohne 
NATO bedarf. 

Werner Ruf 
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Friedensbewegung

Gewerkschaften gegen Aufrüstung und Krieg! 
Friedensfähigkeit statt Kriegstüchtigkeit!
Die Welt wird von immer neuen Kriegen erschüttert, Men-
schen werden getötet, Länder verwüstet. Das Risiko eines 
großen Krieges zwischen den Atommächten wächst und 
bedroht die Menschheit weltweit. Gigantische Finanzmittel 
und Ressourcen werden für Krieg und Militär verpulvert. 
Statt damit die großen Probleme von Armut und Unterent-
wicklung, maroder Infrastruktur und katastrophalen Män-
geln in Bildung und Pflege, Klimawandel und Naturzerstö-
rung zu bekämpfen.
Die deutsche Regierung und Parlamentsmehrheiten betei-
ligen sich an dieser verheerenden Politik. Sie reden über 
„Kriegstüchtigkeit“ und sogar über „eigene“ Atombewaff-
nung, statt sich mit aller Kraft für ein Ende der Kriege, für 
Frieden und gemeinsame Problemlösungen einzusetzen. 

Die Ausgaben für Militär sollen 2024 auf zwei Prozent der 
Wirtschaftsleistung, über 85 Milliarden Euro, erhöht wer-
den und in den kommenden Jahren weiter steigen. Wäh-
rend in den sozialen Bereichen, bei Bildung und Infrastruk-
tur gravierend gekürzt wird und die Lasten der Klimapoli-
tik auf die Masse der Bevölkerung abgewälzt werden.
Die Gewerkschaften müssen sich unüberhörbar für  Frie-
densfähigkeit  statt  „Kriegstüchtigkeit“  einsetzen,  für  Ab-
rüstung und Rüstungskontrolle, Verhandlungen und fried-
liche Konfliktlösungen. Für Geld für Soziales und Bildung 
statt  für Waffen. Das ergibt sich aus ihrer Tradition und 
ihren Beschlüssen. Auch und besonders in den aktuellen 
Auseinandersetzungen um die  internationale  Politik  und 
um die Haushaltspolitik!
Wir  fordern  unsere  Gewerkschaften  und  ihre  Vorstände 
auf, den Beschlüssen und ihrer Verantwortung gerecht zu 
werden!  Die  Gewerkschaften  müssen  sich  laut  und  ent-
schieden zu Wort melden und ihre Kraft wirksam machen: 
gegen Kriege und gegen Aufrüstung!
Info und Unterschriftenliste: 
https://gewerkschaften-gegen-aufruestung.de/
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Foto links: Feind hört mit! war eine innenpolitische Kampagne im 
Deutschen Reich vom 1. September 1939 bis Ende des Zweiten Weltkriegs 
zur Abwehr von Spionage und Sabotage und zur Sensibilisierung der 
eigenen Bevölkerung für die Folgen unbedarfter und geschwätziger 
Kommunikation in der Öffentlichkeit zu Kriegszeiten. 
Foto: Reste eines Warnplakates im Winter 1945/46 - Quelle: Wikipedia

Unten: Titelseite der FR vom 4.3.2024 zum Leak der 
Telefon-/Videokonferenz von Bundeswehroffizieren, in dem Möglichkeiten 
zur Sprengung der Krim-Brücke mit Taurus-Raketen besprochen wurden. 

Ausgabe  Nr. 56 zum Ostermarsch, lieferbar ab dem 
11.3.2024, Umfang 8 Seiten
Bestellungen über Online-Formular unter
www.zeitung-gegen-den-krieg.de
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Anhang: Quellenangaben und weitere Infos
(nicht Bestandteil der Druckausgabe)

Karikaturen in dieser Ausgabe von Felix Winter. 

„Achse des Völkermordes“  
Seite 3 und 4
von Joachim Guilliard 
Online-Fassung unter
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-
voelkermordes-%e2%80%92-usa-und-deutschland-
unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/ 
Fußnoten im Text:
[1] IGH-Urteil zu Gaza: UN-Sonderberichterstatterin Albanese rügt 
doppelte Standards, Deutschlandfunk, 27.1.2024, Norman Paech, 
Gazakrieg: Keine Hoffnung für Gaza: Entscheid des Haager 
Gerichtshofs ist eine bittere Enttäuschung und zeugt von 
Doppelmoral, junge Welt, 29.01.2024
[2] Israel/OPT: Horrifying cases of torture and degrading treatment 
of Palestinian detainees amid spike in arbitrary arrests, AI, 
8.11.2023 .s.a. “New Guantánamo”: Euro-Med Monitor calls for 
international probe into Israel’s torture and murder of Gaza 
detainees, OCHA ReliefWeb, 8.12.2023
[3] Vorwürfe an UNRWA: Waren U.N.-Mitarbeiter am Hamas-Angriff 
auf Israel beteiligt? Washington Post / FR, 30.01.2024
[4] Mit seinem Krieg gegen das UN- Flüchtlingshilfswerk stellt sich 
der Westen offen auf die Seite des israelischen Völkermords, 
Jonathan Cook, 30.01.2024
[5] UNRWA und HamasSo schwer wiegen die Vorwürfe Israels 
gegen das Palästina-Hilfswerk, DLF, 09.02.2024
[6] Former Israeli official Noga Arbell urges for ‘destruction of 
UNRWA’ in parliamentary discussion, Middle East Monitor, 
29.01.2024
[7] Michael F. Brown, States gutting UNRWA are complicit in 
genocide, Electronic Intifada, 1.2.2024
[8] s. u.a. Florian Rötzer, Haben israelische Soldaten bei der 
Rückeroberung der Ortschaften auch israelische Zivilisten getötet?, 
Overton Magazin, 26.11.2023, , Robert Inlakesh,  Sharmine 
Narwani, Was geschah wirklich am 7. Oktober?, The Cradle/Linke 
Zeitung, 6.11.2023, War der 7. Oktober ein Massaker der Hamas 
oder der Israelis?, Linke Zeitung, 26. November 2023
Israels 43-minütiges Video der Hamas-Gräueltaten entlarvt, The 
Cradle/Linke Zeitung, 7.12.2023
[9] Hamas-Angriff am 7. Oktober: Der Tag, der nicht enden will, ZEIT 
ONLINE, 1. 2.2024
[10] Our Narrative … Operation Al-Aqsa Flood, Medienabteilung der 
Hamas, 20.1.2024
[11] John Neelsen, Gaza, der Westen und das Völkerrecht, 6.1.2024
[12] The false equivalence of the colonized and colonizer, Hamza 
Hamouchene, Africa Is a Country, 21.11.2023
[13] Palestine: Public Opinion Poll No (90), PCPSR, 13.12.2023
[14] Mustafa Barghouti über den Gazakrieg: „Hamas ist Teil unserer 
Gesellschaft“, taz, 27.01. 2024
[15] »Im Zentrum steht die Beendigung der Besatzung« ‒ Die DFLP 
kämpft an der Seite der Hamas, jW, 05.01.2024

Der Westen, der Süden und das Recht 
Seite 5
von German Foreign Policy
Der Text ist ein Auszug aus dem Text vom 29.1.2024, unter
https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/9467 
(Bezahlschranke)

Deutsche Waffen an Israel
Seite 6 und 7
von Willy Sabautzki, ISW München
Online-Fassung unter
https://www.isw-muenchen.de/online-publikationen/texte-
artikel/5199-deutsche-waffen-an-israel-aber-lautlos-
gegenueber-der-einhaltung-des-humanitaeren-
voelkerrechts 

Israels Strategie in Gaza: Hunger als Waffe
Seite 7
von Chris Hedge
Auszug aus einem Artikel, der bei Telepolis am 2.3.2024 
erschienen ist unter
https://www.telepolis.de/features/Israels-Strategie-in-Gaza-
Hunger-als-Waffe-9644507.html 

Ex-Bundeswehr-General Kujat fordert 
Ukraine-Verhandlungsfrieden
Seite 8 bis 10
von Tilo Gräser, Redaktion Hintergrund
Der Beitrag in voller Länge erschien unter
https://www.hintergrund.de/globales/kriege/ex-
bundeswehr-general-kujat-fordert-verhandlungsfrieden/ 
Der Video-Mitschnitt des Vortrages von Hajo Kujat ist 
abrufbar unter https://www.nachdenkseiten.de/?p=111161 

Der Wille zum Weltkrieg in Deuetschland
Seite 11
von German Foreign Policy
Der Text ist die bearbeitete und gekürzte Fassung eines 
Textes, der am 26.2.2024 erschienen ist unter
https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/9495 
(Bezahlschranke)

Deutsche Großmachtträume unter dem 
Label Ukraine-Solidarität
Seite 12 und 13
von Peter Nowak 
Der Text ist die aktualisierte Fassung eines Beitrages, der 
zuerst bei Telepolis am 11.2.2024 erschienen ist unter
https://www.telepolis.de/features/Scholz-auf-Ukraine-
Mission-in-den-USA-Deutschland-war-nie-nur-Getriebener-
9625032.html

A1 FriedensJournal - 2/2024

https://www.telepolis.de/features/Israels-Strategie-in-Gaza-Hunger-als-Waffe-9644507.html
https://www.telepolis.de/features/Israels-Strategie-in-Gaza-Hunger-als-Waffe-9644507.html
https://www.nachdenkseiten.de/?p=111161
https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/9467
https://www.jungewelt.de/artikel/466488.pal%C3%A4stinensischer-widerstand-im-zentrum-steht-die-beendigung-der-besatzung.html
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/#_ftnref15
https://www.telepolis.de/features/Scholz-auf-Ukraine-Mission-in-den-USA-Deutschland-war-nie-nur-Getriebener-9625032.html
https://www.telepolis.de/features/Scholz-auf-Ukraine-Mission-in-den-USA-Deutschland-war-nie-nur-Getriebener-9625032.html
https://www.telepolis.de/features/Scholz-auf-Ukraine-Mission-in-den-USA-Deutschland-war-nie-nur-Getriebener-9625032.html
https://www.hintergrund.de/globales/kriege/ex-bundeswehr-general-kujat-fordert-verhandlungsfrieden/
https://www.hintergrund.de/globales/kriege/ex-bundeswehr-general-kujat-fordert-verhandlungsfrieden/
https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/9495
https://taz.de/Mustafa-Barghouti-ueber-den-Gazakrieg/!5986884/
https://taz.de/Mustafa-Barghouti-ueber-den-Gazakrieg/!5986884/
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/#_ftnref14
https://www.pcpsr.org/en/node/961
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/#_ftnref13
https://africasacountry.com/2023/11/the-false-equivalence-of-the-colonized-and-colonizer
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/#_ftnref12
https://www.nachdenkseiten.de/?p=109118#note_17
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/#_ftnref11
https://www.palestinechronicle.com/wp-content/uploads/2024/01/PDF.pdf
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/#_ftnref10
https://www.zeit.de/2024/06/7-oktober-hamas-angriff-israel-supernova-festival-rekonstruktion
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/#_ftnref9
https://linkezeitung.de/2023/12/07/israels-43-minuetiges-video-der-hamas-graeueltaten-entlarvt/
https://linkezeitung.de/2023/11/26/war-der-7-oktober-ein-massaker-der-hamas-oder-der-israelis/
https://linkezeitung.de/2023/11/26/war-der-7-oktober-ein-massaker-der-hamas-oder-der-israelis/
https://linkezeitung.de/2023/11/06/was-geschah-wirklich-am-7-oktober/
https://overton-magazin.de/top-story/haben-israelische-soldaten-bei-der-rueckeroberung-der-ortschaften-auch-israelische-zivilisten-getoetet/
https://overton-magazin.de/top-story/haben-israelische-soldaten-bei-der-rueckeroberung-der-ortschaften-auch-israelische-zivilisten-getoetet/
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/#_ftnref8
https://electronicintifada.net/blogs/michael-f-brown/states-gutting-unrwa-are-complicit-genocide
https://electronicintifada.net/blogs/michael-f-brown/states-gutting-unrwa-are-complicit-genocide
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/#_ftnref7
https://www.middleeastmonitor.com/20240129-former-israeli-official-noga-arbell-urges-for-destruction-of-unrwa-in-parliamentary-discussion/
https://www.middleeastmonitor.com/20240129-former-israeli-official-noga-arbell-urges-for-destruction-of-unrwa-in-parliamentary-discussion/
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/#_ftnref6
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/#_ftnref5
https://jonathancook.substack.com/p/in-waging-war-on-the-un-refugee-agency
https://jonathancook.substack.com/p/in-waging-war-on-the-un-refugee-agency
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/#_ftnref4
https://www.fr.de/politik/krieg-nahost-waren-mitarbeiter-am-hamas-angriff-auf-israel-beteiligt-zr-92804053.html
https://www.fr.de/politik/krieg-nahost-waren-mitarbeiter-am-hamas-angriff-auf-israel-beteiligt-zr-92804053.html
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/#_ftnref3
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2023/11/israel-opt-horrifying-cases-of-torture-and-degrading-treatment-of-palestinian-detainees-amid-spike-in-arbitrary-arrests/
https://www.amnesty.org/en/latest/news/2023/11/israel-opt-horrifying-cases-of-torture-and-degrading-treatment-of-palestinian-detainees-amid-spike-in-arbitrary-arrests/
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/#_ftnref2
https://www.deutschlandfunk.de/interview-mit-francesca-albanese-un-sonderberichterstatterin-zum-israel-urteil-dlf-49d6d864-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/interview-mit-francesca-albanese-un-sonderberichterstatterin-zum-israel-urteil-dlf-49d6d864-100.html
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/#_ftnref1
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/
https://jg-nachgetragen.blog/2024/02/20/achse-des-voelkermordes-%E2%80%92-usa-und-deutschland-unterstuetzen-offen-israels-vernichtungskrieg/
https://www.isw-muenchen.de/online-publikationen/texte-artikel/5199-deutsche-waffen-an-israel-aber-lautlos-gegenueber-der-einhaltung-des-humanitaeren-voelkerrechts
https://www.isw-muenchen.de/online-publikationen/texte-artikel/5199-deutsche-waffen-an-israel-aber-lautlos-gegenueber-der-einhaltung-des-humanitaeren-voelkerrechts
https://www.isw-muenchen.de/online-publikationen/texte-artikel/5199-deutsche-waffen-an-israel-aber-lautlos-gegenueber-der-einhaltung-des-humanitaeren-voelkerrechts


Anhang: Quellenangaben und weitere Infos

EU-Militarisierung als Subsystem der 
globalen NATO 
Seite 14 und 15
von Karl-Heinz Peil
Original-Onlinefassung abrufbar unter:
https://frieden-links.de/2024/03/eu-militarisierung-nato/ 

Welche Alternativen gibt es zur NATO und 
der EU-Militarisierung? 
Seite 16 und 17
von Reiner Braun
Original-Onlinefassung abrufbar unter:
https://frieden-links.de/2024/03/alternativen-nato-und-eu/ 

FriedensJournal - 2/2024 A2

https://frieden-links.de/2024/03/eu-militarisierung-nato/
https://frieden-links.de/2024/03/alternativen-nato-und-eu/

